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Der gemäß einem Beschluß des XX. Südwestdeutschen Archivtages (Ottobeuren 1960) gegründete
Arbeitskreis für südwestdeutsche Stadtgeschichtsforschung hielt seine IV. Arbeitstagung, die dem
obigen Generalthema galt, vom 12.-14. November 1965 in Donaueschingen ab. Nachdem über die
II. und III. Arbeitstagung jeweils Protokolle in vervielfältigter Form im Stadtarchiv Tübingen erstellt
wurden, die bereits fast völlig vergriffen sind, ist es nunmehr dank dem liebenswürdigen
Entgegenkommen der Redaktion dieser Zeitschrift möglich, die Protokolle einer breiteren
Öffentlichkeit im Druck zugänglich zu machen. Die Kurzfassung der Referate wurde von den
Referenten bzw. in Zusammenarbeit mit ihnen im Stadtarchiv Tübingen erstellt, das auch das
Diskussionsprotokoll ausarbeitete.

Die Tagung stand unter der Leitung von Univ.-Prof. Dr. E. Maschke (Heidelberg), während die
Schlußdiskussion unter dem Vorsitz von Staatsarchivdirektor Dr. W. Grube (Ludwigsburg) stattfand.
Das Protokoll folgt dem zeitlichen Ablauf der Tagung.

Jürgen Sydow

Teilnehmer: Archivamtmann M. Akermann, Göppingen; Universitätsprofessor Dr. K. S. Bader,
Zürich; cand. phil. F. Baltzarek, Wien; Archivar A. Baur, Rottenburg; Rechtsanwalt Dr. W.
Berweck, Villingen; Rektor Th. Bolay, Asperg; Stadtarchivar Dr. O. Borst, Esslingen; wiss.
Hilfskraft Dr. M. Brandl, Wien; Oberstudienrat a. D. K. Bruder, Backnang; Archivar Dr. F. Czeike,
Wien; Archivdirektor Dr. H. F. Deininger, Augsburg; wiss. Ass. W. Doetsch, M. A., Tübingen;
wiss. Assistentin Dr. T. Endemann, Konstanz; Archivrat Dr. L. Falck, Mainz; Stadtarchivar Prof. Dr.
R. Fischer, Dornbirn; Rechtsanwalt H. Gaiser, Neu-Ulm; Archivdirektor Dr. G. Gerhartl, Wiener
Neustadt; Stadtarchivar Konrektor W. Gläßner, Waiblingen; Stadtarchivar E. Gmeiner, Bregenz;
Oberstaatsarchivrat Dr. E. Gönner, Stuttgart; F. F. Archivinspektor G. Goerlipp, Donaueschingen;
Kreisarchivar Dr. F. Götz, Singen; Staatsarchivdirektor Dr. W. Grube, Stuttgart; Stadtoberinspektor
W. Haerdle, Freiburg i. Br.; Oberstaatsarchivrat Dr. G. Haselier, Karlsruhe; Staatsarchivdirektor
Dr. J. Heider, Neuburg/Donau; Univ.-Ass. Dr. G. Hödl, Salzburg; Oberarchivrat Dr. M. Huber,
Ulm; Museumsdirektor Dr. G. Jacob, Mannheim; Stadtamtmann E. Keller, Reutlingen; Univ.-Prof.
Dr. H. Koller, Salzburg; stud. phil. S. Kullen, Tübingen; Archivrat Dr. F. Laubenberger, Freiburg i.
Br.; Archivrat Dr. K. Leipner, Stuttgart; Univ.-Doz. Dr. W. Leiser, Freiburg i. Br.; Redakteur W.
Leygraf, Tübingen; Univ.-Prof. Dr. E. Maschke, Heidelberg; Univ.-Prof. Dr. Dr. G. Merkle,
Dettingen/Rottenburg; Verw. Ang. M. Molin, Tübingen; Gerichtsassessor Dr. H. Muschel,
Neckartenzlingen; Staatsarchivassessor Dr. H. Natale, Sigmaringen; Univ.-Prof. Dr. E. Naujoks,
Tübingen; Archivoberinspektorin B. Oertel, Kirchheim u. Teck; Univ.-Prof. Dr. L. Petry, Mainz;
wiss. Ass. Dr. H. Raisch, Tübingen; Gymn.-Prof. i. R. Dr. G. Reichelt, Donaueschingen; Privatdoz.
Dr. R. Reinhardt, Tübingen; wiss. Ass. F. Reuter, Worms; Oberstudienrat i. R. Dr. H. Rommel,
Freudenstadt; Univ.-Prof. Dr. W. H. Ruoff, Zürich; Oberlandesgerichtsrat Dr. Frhr. v. Ruepprecht,
Stuttgart; Univ.-Prof. Dr. G. W. Sante, Wiesbaden; Stadtarchivdirektor Dr. M. Schattenhofer,
München; Oberstudienrat Dr. A. Scheurle, Wangen; Archivrat Dr. H. Schmolz, Heilbronn;
Gewerbeschulrat W. Schneider, Tübingen; stud. phil. Scholz, Tübingen; Archivrat K. Schumm,
Neuenstein; Staatsarchivassessor Dr. H. Schwarzmaier, Sigmaringen; Dr. A. Schweickert,
Donaueschingen; Oberarchivrat Dr. B. Schwineköper, Freiburg i. Br.; F. H. Archivrat Dr. R. Seigel,
Sigmaringen; Staatsarchivdirektor Dr. E. Stemmler, Sigmaringen; Univ.-Prof. Dr. H. Stoob,
Münster/Westf.; Stadtarchivrat Dr. J. Sydow, Tübingen; Oberstaatsarchivrat Dr. R. Uhland,
Stuttgart; Stadtarchivdirektor Dr. H. Vietzen, Stuttgart; Rektor a. D. E. Vogler, Leutkirch;
Oberstudienrat i. R. G. Walzer, Neustadt/Schw.; Oberstudiendirektor Dr. A. Williard,
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Donaueschingen; Dr. H. J. Wollasch, Villingen; cand. phil. Alexander Hzg. von Württemberg,
München; Gymn.-Prof. Dr. G. Wunder, Schwäbisch Hall; Stadtamtmann H. Ziegler, Stuttgart.

Freitag, den 12. 11. 1965

Heinrich Koller: Die Residenz im Mittelalter

In den einschlägigen Handbüchern wird zwar immer wieder auf mittelalterliche Residenzen
hingewiesen, wie auch von Hans Planitz in seinem Werk „Die deutsche Stadt im Mittelalter“; doch
jüngere Spezialarbeiten sind keineswegs einhellig der Meinung, im Mittelalter habe es Hauptstädte für
die politischen Machtbereiche gegeben. Denn während sich zuletzt Ewig und Brühl bemühten, feste
Machtzentren nachzuweisen und deren Eigenschaften besser zu fassen, wobei sie besonders das
frühe Mittelalter würdigten, verfocht andererseits vor kurzer Zeit Peyer, der sich auf Vorarbeiten
anderer stützte, die bestechende These, die ambulante Herrschaftsausübung, die sogenannte
Reiseherrschaft, sei ein Charakteristikum des europäischen Mittelalters gewesen, Die zahlreichen in
diesen Untersuchungen aufgeworfenen Probleme können in dem zur Verfügung stehenden Rahmen
nicht zur Gänze behandelt werden, doch sei wenigstens versucht, einen flüchtigen allgemeinen
Überblick und Ansatzpunkte zu gewinnen, die weitere Beobachtungen ermöglichen. Eine ausführliche
Arbeit über das Thema wird demnächst im Jahrbuch für Geschichte der oberdeutschen Reichsstädte
erscheinen.

Die Quellenlage nötigt, zunächst zu fragen, ob sich die Kaiser und Könige nach einem bevorzugten
Schwerpunkt orientierten und wie eng die Bindungen der Päpste an Rom waren. Entsprechend dem
in den letzten Jahren besonders erfolgreichen Vorgehen der Pfalzenforschung wäre mit Hilfe des
Itinerars festzustellen, ob einzelne Herrscher eine Landschaft oder Stadt ausdrücklich bevorzugten,
wenngleich von vornherein festgestellt werden muß, daß die auffallend häufige Anwesenheit eines
Regenten an einem Punkt nicht ausschlaggebend für den Charakter der mittelalterlichen Residenz
gewesen sein dürfte, wie auch längere Abwesenheit des Herrschers von der Metropole deren
Residenzcharakter nicht in Frage stellen muß. Der häufige Wohnsitz gibt nur einen ersten, leicht
feststellbaren, aber nicht schwerwiegenden Hinweis. Allerdings zeigt schon dieses Kriterium, daß die
Herrscher des Frühmittelalters und auch noch die frühen Karolinger Machtzentren an einem Punkt
hatten, daß jedoch noch im 9. Jahrhundert das System, einem einzigen Ort einen Vorzug
einzuräumen, im Abendland häufig aufgegeben wird. Während die Ottonen wieder Schwerpunkte
herausbildeten – Magdeburg, Rom und Bamberg – scheinen die Salier Bindungen an bestimmte
Städte eher wieder gemieden zu haben. Die Kaiser unternahmen weite Reisen, die Konrad III.
wieder einschränkte. Aber schon Friedrich I. bildete offensichtlich die Reiseherrschaft wieder stärker
aus und wurde darin von seinen unmittelbaren Nachfolgern nachgeahmt. Erst die Kaiser und Könige
des 14. Jahrhunderts schufen sich wieder feste Residenzen, wofür die Bemühungen Ludwig des
Bayern um München und der Ausbau Prags unter Karl IV. als Beispiel dienen können.

Diese erste flüchtige Übersicht deckt Erscheinungen auf, für die überraschende Parallelen in der
Regierungsweise der Päpste vorhanden sein dürften, denn in den Epochen des offensichtlichen
Bevorzugens der Reiseherrschaft durch die Kaiser lockern auch die Päpste merklich ihre Bindungen
an Rom. Die Päpste schaffen sich gleichfalls erst am Beginn des 14. Jahrhunderts eine ständige
Residenz zu Avignon, während sie noch im 13. Jahrhundert sehr oft ihren Aufenthaltsort wechselten.
Es dürfte besonders für den Bereich des Hochmittelalters nicht immer leicht sein festzustellen, für
welche der gegensätzlichen Möglichkeiten sich ein Herrscher entschied und ob er die Reiseherrschaft
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bevorzugte oder ob er eine Residenz ausbaute, sofern nicht ein Kompromiß versucht wurde, wie er
Heinrich II. zugeschrieben werden könnte. Deutlich bevorzugt scheint die Reiseherrschaft aber
endlich seit Friedrich I., so daß auch der Übergang zur Residenzherrschaft am Beginn des 14.
Jahrhunderts als entscheidendes Phänomen besonders gut faßbar scheint. Es dürfte lohnend sein,
diesen Wechsel eingehender zu untersuchen. Als Modellfall bietet sich das Ausrichten der
österreichischen Landesfürsten auf Wien an, denn es besteht die begründete Hoffnung, die allgemeine
Entwicklung zeichne sich hier klarer ab, da gleichzeitig auch eine Neuorientierung der Habsburger
von Südwesten nach dem Südosten des Reiches notwendig geworden sein dürfte.

Auch diese Frage wurde schon oft aufgeworfen, doch fehlen noch immer sorgfältige Studien, die
Wiens Aufstieg zum Mittelpunkt Österreichs darlegen. Die zur Verfügung stehenden Vorarbeiten
zeigen aber auch, daß in diesem Falle weniger das Itinerar und die Aufenthalte der Landesfürsten als
entscheidendes Charakteristikum Wiens als Hauptstadt angesehen wurde, sondern daß das
Vorhandensein einer Residenzburg, der sogenannten Hofburg, mit einer entsprechenden Hofhaltung
als wesentlich erachtet wurde. So aufschlußreich die Baulichkeiten auch sein mögen, die
vorhandenen Belege und Denkmale dieser Art reichen jedoch, sobald wir die bis jetzt vorgebrachten
Theorien gründlich durchleuchten, für das Mittelalter bei weitem nicht aus, um Antwort geben zu
können, wann Wien Residenz des Landesfürsten wurde. Es müssen vielmehr zahlreiche Hinweise
verschiedenster Art – Itinerar, Bautätigkeit, wesentliche Ereignisse im Leben des Fürsten wie Geburt,
Herrschaftsantritt bzw. Krönung, Hochzeit, vor allem aber die Grablege, ferner die Kirchen- und
Klosterpolitik, die Sorge um Schulen, besonders Universitätsgründungen, aber auch die
Behördengeschichte und die Rechtsstellung der Hauptstadt, dabei besonders wirtschaftliche und
finanztechnische Maßnahmen, und nicht zuletzt Benennungen und Klassifizierungen der bevorzugten
Stadt – herangezogen werden, die erst in ihrer Gesamtheit zum Schluß berechtigen, ob eine Stadt als
Residenz diente oder nicht. Dabei dürften uns aber dennoch oft nicht zu bewältigende
Schwierigkeiten erwachsen, da viele Städte wegen politischer Veränderungen mitunter nur für kurze
Zeit Residenzcharakter erhielten, der unter diesen Voraussetzungen meist nur schwer faßbar ist.

Alle diese Argumente zeigen, daß Wien nach 1156 Residenz des österreichischen Herzogs wurde.
Es gelang zwar nicht, eine herzogliche Burg eindeutig nachzuweisen, doch beweisen Maßnahmen
Herzog Heinrichs – seine zahlreichen Aufenthalte, die Förderung des Schottenklosters zu Wien, wo
er auch seine Grablege fand, die Klassifizierung des Ortes als „civitas“, während andere Siedlungen
mit den Bezeichnungen „oppidum“, „forum“ oder „locus“ bedacht werden, sowie die auffallenden
Namen „Favianis“ und „Windopolis“ –, daß Wien Mittelpunkt des Herzogtums war. Doch schon
unter den folgenden Babenbergern büßt die Stadt ihre Sonderstellung ein. Die Rechtsstellung Wiens
unterscheidet sich seit der Wende vom 12. zum 13. Jahrhundert im Westen nicht mehr von der
anderer Städte wie Enns und Wiener Neustadt, obwohl der Ort an der Donau an Größe und
Reichtum nach wie vor andere überragt. Die Bindungen der Landesfürsten zu Klöstern außerhalb
Wiens werden enger, die Herzöge wechseln im 13. Jahrhundert wiederholt ihren Aufenthalt, meiden
jedoch dabei oft durch längere Zeit Wien. Offensichtlich kopieren sie die Reiseherrschaft der Kaiser
und nehmen gleichfalls keinen festen Aufenthalt, sondern sind bald in dieser Burg, dann wieder in
jener Stadt anzutreffen. Am Rande sei vermerkt, daß damals auch die Salzburger Bischöfe relativ
selten in der Bischofsstadt residieren, sondern in Anlehnung an das Vorbild des Kaisers, der von
Pfalz zu Pfalz reist, viel unterwegs sind, aber nicht von einem kirchlichen Stützpunkt zum anderen,
sondern entsprechend ihrer fürstlichen Stellung von Burg zu Burg sich begeben, um zu regieren.
Entsprechend dieser allgemein wieder mehr bevorzugten ambulanten Herrschaftsausübung geht auch
der enge Kontakt der Babenberger zu Wien verloren, und damit wird eine Entwicklung eingeleitet,
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die mit der Erhebung Wiens zur Reichsstadt ihren Abschluß findet. Die Stadt scheidet aus dem
Herzogtum aus und kann schon aus diesem Grunde nicht mehr dessen Hauptstadt sein.

Die Habsburger als Nachfolger der Babenberger tolerieren zunächst diese Rechtslage, gliedern dann
aber doch 1296 die Stadt wieder dem Herzogtum ein. Engere Beziehungen knüpften sie jedoch
vorerst nicht zur alten Metropole und vermieden zunächst überhaupt die Orientierung auf eine
Kernlandschaft oder eine bestimmte Stadt. Erst unter Friedrich dem Schönen, der in München die
Residenzpolitik Ludwigs des Baiern kennengelernt hatte, gibt es Anzeichen, daß er Wien wieder als
Mittelpunkt vorsah. Seine Gattin fand hier ihre Grablege, der König selbst übersiedelte die
Augustiner-Eremiten unmittelbar neben die Burg und schuf auf diese Weise abermals ein Hofkloster,
das bald zum wichtigen Faktor des geistigen Lebens in Österreich wurde. Friedrich starb früh und
konnte daher dieses sein Werk nicht vollenden. Doch seine Nachfolger betrieben den Ausbau Wiens
als Residenz weiter; sie wurde 1365 von Rudolf IV. auch noch mit einer Universität ausgestattet. Das
Bevorzugen Wiens dürfen wir aber nicht aus einer persönlichen Einstellung der Fürsten erklären,
vielmehr müssen dahinter moderne politische Theorien und neue Vorstellungen vermutet werden, da
gleichzeitig der gesamte Besitz als „Herrschaft Österreich“ bezeichnet wird und somit alle
habsburgischen Lande nach dem Herzogtum an der Donau ausgerichtet sind. Es kommt daher am
Beginn des 14. Jahrhunderts im Zuge einer allgemeinen Zentralisierungstendenz, die auch in anderen
Territorien nachweisbar ist, zum abermaligen Ausbau ständiger Residenzen, die offensichtlich für die
sich langsam bildenden modernen Staaten notwendig werden und dann in der Neuzeit als
selbstverständlich erscheinen.

Diese Beobachtungen mögen aber auch anregen, sieh um eine klarere moderne Terminologie zu
bemühen. Es sei daher abschließend vorgeschlagen, für die Aufenthaltsorte des dauernd reisenden
Königs oder Fürsten die Bezeichnung „Pfalz“ zu wählen, jedoch den erst in der Neuzeit geschaffenen
Terminus „Residenz“ für den Bereich des Mittelalters nur dann anzuwenden, wenn die deutliche
Absicht nachgewiesen werden kann, die Macht von einem Punkte aus nach Möglichkeit auszuüben.
Nur dann sollten wir von einer Residenz sprechen; doch kann es keinen Zweifel geben, daß auch
mittelalterliche Regenten sich um dieses System bemühten, es auch oft erfolgreich anwandten und
nicht nur die sogenannte Reiseherrschaft ausübten.

Diskussion

Maschke: Ganz wesentlich war die Gegenüberstellung von Reiseherrschaft und Residenz. Es zeigt
sich, daß der Begriff der Residenz im MA. außerordentlich komplex ist; auch der Vortrag konnte
noch nicht zu einer Aussage darüber führen, welche Faktoren insgesamt dazu gehören. Einige
wurden am Beispiel Wien gezeigt, andere noch nicht erörtert. Hierzu gehört sicher die Frage der
Schriftlichkeit der Verwaltung. Wenn die Residenz durch die Anwesenheit von Zentralbehörden
gekennzeichnet ist, wie war es, wenn es diese Schriftlichkeit noch nicht gab; konnte diese
Konzentration von Behörden auf die Residenz dann schon eintreten? Wie sieht es in Deutschland
aus, wenn wir damit die schreibfreudige Verwaltung im Sizilien Friedrichs II. vergleichen? Welche
Möglichkeiten einer Residenzbildung – und nicht nur eines Aufenthalts des Landesfürsten – gab es in
Österreich? – Läßt sich die Aufenthaltsdauer der residierenden Fürsten untersuchen? Die bisher im
wesentlichen von der Urkundenlehre betriebenen Forschungen erfassen vor allem die
Aufenthaltshäufigkeit; erst letzter Zeit wenden wir uns auch der Frage der Aufenthaltsdauer zu (vgl.
etwa die Untersuchung von Classen über die Winterpfalz Worms).
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Koller: In meiner Arbeit ist die Aufenthaltsdauer bei den Päpsten bereits festgelegt. – Zur Frage der
Winterpfalz habe ich kurz darauf verwiesen, daß Otto I. das Weihnachtsfest oft in Rom verbringt. M.
E. führt ihn nicht so sehr der Winter dorthin, sondern das Fest, das dort gefeiert werden muß; es ist
zu untersuchen, ob sich nicht vielleicht ein König beeilt, Weihnachten oder Ostern an einem
bestimmten Ort zu feiern, aus bestimmten programmatischen Vorstellungen heraus.

In der Frühzeit, als nicht geschrieben wurde, gab es zweifellos ständige befestigte Wohnsitze als
Zentren der Herrschaft: z. B. die „Residenz“ Attilas oder die „Residenzen“, die z. Zt. in Mähren
ausgegraben werden. In der Karolingerzeit gibt es ein ausgebildetes Zentrum, das aber nicht
unbedingt mit dem identisch ist, was wir unter Residenz verstehen; von der modernen Vorstellung
eines Zentralismus der Behörden müssen wir uns zunächst lösen. Einerseits müßte die
Behördengeschichte wesentlich fundierter betrieben und weiter zurückverfolgt werden; so steigen in
der österreichischen Verwaltung am Beginn des 14. Jhs. die Unterlagen der Behörden schlagartig an,
ohne daß die Gründe genau bekannt sind. Andererseits gab es schon vor dem 14. Jh. eine sehr
intensive Verwaltung, die aber doch dezentralisiert war (dazu wären z. B. die habsburgischen Urbare
zu untersuchen). Ich vermute, daß ein gewisses Anwachsen der Behörden dann die Zentralisierung
erforderlich machte.

Schwineköper: Ich bin mir nicht sicher, ob gerade die hier dargelegten österreichischen Beispiele
und die Stadt Wien Vergleichsmaterial für die Verhältnisse in Südwestdeutschland abgeben. Schon
die Stellung der Landesherren in diesen beiden Bereichen ist doch nicht ohne weiteres vergleichbar.
Im Südosten haben wir es mit einem verhältnismäßig früh in sich geschlossenen Landesstaat zu tun,
der außerdem einen erheblichen Umfang hatte (wie das z. B. auch für den Staat Heinrichs des
Löwen zutrifft, der aber wohl andere Ergebnisse zeigen würde). Im Südwesten handelt es sich
eigentlich immer um kleinteilige Gebilde, die noch sehr zersplittert sind und lange Zeit bleiben. – Es
mag zutreffen, daß geistliche Fürsten im Südosten, wie die Salzburger Erzbischöfe, weil sie eine
große Kirchenprovinz zu verwalten haben, die Regierung in einer Reiseherrschaft ausübten, aber es
ist erst zu untersuchen, ob das in anderen Diözesen auch der Fall ist. Selbst wenn aber der Bischof
unterwegs ist, so ruht die Hauptlast der Verwaltung einer Diözese beim Domkapitel, das in seiner
Mehrzahl schon aus liturgischen Gründen am Ort bleibt. Wenn die Ansicht Kollers richtig wäre, dann
müßte die Theorie von Planitz über die Entstehung der deutschen Städte aufgegeben werden,
wonach der bei den Kathedralkirchen sich ausbildende große Kreis von qualifizierten Verbrauchern
zur Ausbildung der Handelsplätze der Kaufleute gerade an diesen Orten (civitates) und damit zur
Stadtentstehung geführt habe. – Endlich möchte ich den Begriff Pfalz gern auf die Königspfalzen
beschränkt sehen, obwohl mir bekannt ist, daß auch bischöfliche Höfe in späterer Zeit als palatium
bezeichnet werden; es hat den Anschein, als ob der Begriff mehr auf der Ebene der Rechtsprechung
liegt, daß also Pfalzen Orte waren, wo der König Recht sprechen konnte.

Koller: Ich weiß selbst, wie viel von dem, was ich vorgetragen habe, hypothetisch ist. Ich habe mit
Absicht das Beispiel Wien herangezogen, weil ich vermute, daß die südwestdeutsche Entwicklung
den Ablauf der Ereignisse in Europa klären hilft. Dabei habe ich wohl aufgezeigt, wann das
Schwergewicht nach Österreich verlegt wurde, aber die Frage nicht erörtert, warum die Habsburger,
ein südwestdeutsches Geschlecht, wirklich nach Wien gegangen sind; m. E. waren die politischen
Theorien der Zeit zwar in Osterreich, aber nicht in ihren alten Stammlanden zu verwirklichen, wie wir
auch sonst feststellen können, daß im Südwesten Änderungen schwer vorzunehmen waren. So hat
die Schweiz heute noch eine Struktur, die der des Spätmittelalters entspricht, während das einst
ähnlich organisierte Niederösterreich heute ein anderes Bild zeigt. In einzelnen Landschaften kann die
Entwicklung völlig entgegengesetzt verlaufen, und so fällt m. E. Südwestdeutschland aus der
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europäischen Entwicklung sehr stark heraus. – Soweit ich weiß, waren die Domkapitel politisch im
Hochmittelalter nicht sehr aktiv (vgl. die Arbeit von Hans Wagner für Salzburg); ursprünglich regiert
der Bischof. Wir kommen hier zu der Frage, wie weit die Körperschaft neben dem Oberhaupt
regieren konnte (die Gegensatzpaare Landesfürst-Stände, Domkapitel-Bischof, Konzil-Papst usw.).

Sydow: Für Salzburg ist darauf hinzuweisen, daß der Erzbischof nicht nur in seinem Bistum, sondern
in seinem weltlichen Territorium außerhalb der eigenen Diözese (Friesach, Dürnstein) herumzieht; hier
handelt es sich um Landesherrschaft, nicht um Ausübung kirchlicher Rechte. – Die Gedanken über
die Residenz der Päpste waren verblüffend, aber für Avignon muß man zugestehen, daß wir hier
erstmals vor einer idealen päpstlichen Residenz stehen, die so gut geplant und auf die Bedürfnisse der
Verwaltung zugeschnitten war, daß sie in dieser Weise in Rom nicht verwirklicht werden konnte; die
Vorbilder müssen im Königreich Frankreich, aber auch in den südlichen Territorien (Provence,
Toulouse, Aragon) gesucht werden. Außerdem dürfte die Anlage einer solchen Residenz in Rom
auch durch dessen Stadtverfassung in der damaligen Zeit kaum möglich gewesen sein: Avignon ist
eine päpstliche Landstadt und daher leichter als Rom zu behandeln. Die abschätzige Beurteilung des
Aufenthalts in Avignon erfolgt wohl auch stark auf Grund der vor allem römischen und italienischen
Publizistik; es ist zu fragen, ob Papst, Kardinäle usw. ebenso dachten. In der kurialen
Verwaltungsgeschichte ist vielleicht mit Avignon ein weiterer Einschnitt zu setzen, ähnlich wie im
11./12. Jh.; er würde sich im päpstlichen Fiskalismus äußern, der zu Erscheinungen in den Territorien
des 14. Jhs. parallel steht.

Zur Frage Reiseherrschaft/Residenz kann man vielleicht auch von der Spitalgeschichte her etwas
sagen. Natürlich gab es Spitäler zunächst in den großen wirtschaftlichen Mittelpunkten, also bis zur
Mitte des 13. Jhs. vor allem in einigen großen „Reichsstädten“. In der zweiten Hälfte des 13. Jhs.
finden wir auch Spitäler in kleineren Reichsstädten und schließlich in den wirtschaftlich bedeutenden
landesherrlichen Städten (Freiburg, Tübingen, Villingen). Es läßt sich sagen, daß ein Spital, wenn eine
Stadt einen gewissen wirtschaftlichen Rang hat, zur Ausstattung gehört. Diese Notwendigkeit läßt
sich aber nicht für die Spitäler in den kleinen Reichsstädten nachweisen. Nachdem nun alle
landesherrlichen Spitäler des 13. Jhs. unter Beteiligung des Stadtherrn gegründet wurden, ist zu
fragen, ob diese kleinen Reichsstädte einerseits ein Spital benötigten, andererseits es überhaupt
unterhalten konnten, und – vor allem – ob nicht auch bei ihnen der königliche Stadtherr (zumal die
Habsburger auch in ihren Stammlanden sich sehr um die Gründung von Spitälern bemühten) bei der
Spitalgründung mitwirkte. Wenn man das Itinerar Rudolfs von Habsburg mit dem früherer Kaiser
vergleicht, so wird man sehen, daß Rudolf sich eben nicht mehr auf die Pfalzen, sondern auf die
Reichsstädte stützte. Für diejenigen, die als Bettler, Bittsteller usw. dem reisenden König folgten, war
daher ein Spital die erforderliche Unterkunft. Diese Gedanken könnten uns in der Erfassung dessen,
was im 13. Jh. verfassungsmäßig eine Reichsstadt ist, vielleicht weiterbringen; sie könnten dazu
führen, die Reichsstädte als eine neue Art eines Stützpunktsystems der königlichen Macht, als eine
neue Art von Pfalzen anzusprechen. Unter diesen Gesichtspunkten sollte einmal die Entstehung der
Spitäler in den kleinen Reichsstädten untersucht werden.

Koller: Wenn man es scharf formulieren will, übernimmt m. E. die „Reichsstadt“ im 12. und
beginnenden 13. Jh. die Funktion der Pfalz.

Haselier: Wird die Ausbildung einer Residenzstadt nicht wesentlich gefördert durch Teilung der
Herrschaft? Wenn unter Herzog Leopold die Zuständigkeit der Stammlande am Rheinknie für das
Gesamtterritorium wegfällt, läßt ich doch vielleicht darin ein Grund für die Wahl von Wien sehen.
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Koller: Um keine Verwirrung zu stiften, habe ich meine Untersuchung mit Rudolf IV. abgebrochen.
Für den habsburgischen Bereich ist nie eindeutig festgelegt worden, daß Wien für alle Zeiten die
Hauptstadt sein muß; später wurden bei Teilungen jeweils für die Teilbereiche auch Zentralorte
geschaffen (z. B. Innsbruck, Freiburg, Rheinfelden, Wiener Neustadt, Linz). Wien hat um seinen
Residenzcharakter recht oft bangen müssen. Im 16. Jh. trat es gegen Prag und Ofen in den
Hintergrund, und erst mit Matthias kommt die Grablege wieder nach Wien. Es geht aber nicht
darum, ob eine Hauptstadt durchgehend beibehalten wird, sondern darum, ob eine Herrschaft im
Spätmittelalter noch ohne Residenz auskommt, was man m. E. verneinen muß.

Wunder: Bezüglich der Reiseherrschaft der Bischöfe wie auch bezüglich der Domkapitel ist darauf
hinzuweisen, daß nach den Kölner Regesten die Bischöfe oft außerhalb der Stadt urkunden, daß
aber in den Zeugenlisten nie Vertreter des Domkapitels auftreten. Das Domkapitel, das im
beginnenden 12. Jh. bei den Bischofswahlen durchaus eine Rolle spielt, bleibt in Köln und ist hier
anscheinend auch ein politischer Faktor, wie die Schulung des Erzbischofs Adolf I. beweist. Ähnlich
dürfte es für Würzburg, Bamberg, Konstanz sein; denn das Domkapitel und die Verwaltung sitzt,
auch wenn der Bischof aus der Stadt geht, weiterhin dort.

Koller: Es muß das Phänomen m. E. viel schärfer gefaßt werden, wie es dazu kommt, daß ein
Collegium, das zunächst nur eine ganz bestimmte Funktion (Bischofswahl) ausübt, später rechtliche
Funktionen besitzt, die ihm nicht zustehen; das gilt ebenso für das Kardinalskolleg und das
Kurfürstenkolleg.

Schwineköper: Ich werfe dagegen nur noch den Namen Klewitz und seine Untersuchungen über
die Rolle der Domkapitel für die Reichsverwaltung und die königliche Kapelle in die Debatte. – Im
übrigen scheint mir, daß größere Staaten mehrere Residenzstädte, aber nur eine Hauptstadt im
engeren Sinne haben konnten. Haupt- und Residenzstädte dürften nicht ohne weiteres miteinander
verwechselt werden. Residenz war nach mittelalterlichen Vorstellungen jeder Ort, der einen großen
Herrn und seine Begleitung längere Zeit ordnungsgemäß aufnehmen und verpflegen konnte. Als
Hauptstadt möchte man in erster Linie den Ort ansehen, an dem neben dem Landesfürsten die
Landesverwaltung ihren dauernden Sitz erhält.

Koller: Das Mittelalter kennt den Terminus Hauptstadt (seit dem 14. Jh.); im 17. Jh. kommt es zum
Terminus Residenz und dann zu dessen Übertragung auf alle Sommersitze, Nebensitze usw. Hier
geht es aber darum zu klären, wann Residenz und Hauptstadt zusammenfällt und seit wann es diese
Konzentration gibt.

Stoob: Man sollte im MA. nicht von „Residenz“ sprechen. Eine Herrschaft, die keine flächenhafte
Erstreckung kennt, ist nicht mit Begriffen zu messen, die tatsächlich erst in den Quellen der frühen
Neuzeit auftauchen; sie ist vielmehr auf ein Stützpunktsystem angewiesen. Je intensiver die
Herrschaft, desto weiter ist das Stützpunktsystem ausgebreitet; wenn die Zahl der Orte in den
Itineraren besonders hoch ist, hat der betreffende Herrscher besonders lange oder intensiv regiert. –
Es sind auseinanderzuhalten die geistlichen und die weltlichen Fürsten; für erstere gilt die stabilitas
loci. Das Papsttum wurde zu Unrecht in die Diskussion einbezogen; Avignon war zunächst einmal
eine zwangsweise Umsiedlung. – Ein Herrscher des Mittelalters tut nicht gut, wenn er zentrale
Mittelpunkte wählt. Das gilt noch mehr für das 14. und 15. Jh. Das reduzierte Königtum des
Spätmittelalters ist nicht mit den gleichen Maßstäben wie das hochmittelalterliche Königtum zu
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messen; Zentren wie München und Prag haben stets nur für Teile des Reiches eine solche Bedeutung
gehabt.

Koller: Ich habe darauf aufmerksam gemacht, daß die Päpste schon Rom verließen, als von Zwang
nicht die Rede sein konnte. Ebenso ist immer noch offen, warum die Habsburger aus
Südwestdeutschland nach Wien gegangen sind. Es muß dafür ganz reale Gründe gegeben haben.
(Haselier: Weil sie dort höhere Einnahmen hatten.) Dieser Einwand ist sicher richtig, aber das war
auch der Grund, weshalb die Päpste nach Avignon gingen. – Zur Frage der flächenhaften
Erstreckung ist m. E. das Beispiel der Universität heranzuziehen. Hier gibt es, z. B. im
Gründungsprivileg der Universität Wien, eine Nationen-Einteilung, die zunächst nach dem Vorbild
Paris regional gehandhabt wird; als aber Albrecht III. die Organisation verbesserte, wurde die
österreichische Nation genau festgelegt nach den Bereichen der österreichischen Herrschaften, sie ist
also identisch mit dem, was die Habsburger beherrschen. – Wenn eingewandt wird, daß das Reich
im 14./15. Jh. kein Zentrum hatte, so ist doch deutlich, daß Prag von Karl IV. stark privilegiert
wurde und Böhmen durch die Goldene Bulle im Reich eine Vorrangstellung einnehmen sollte. Nach
den Vorstellungen des Johannes Schele sollte Böhmen im 15. Jh. ein zentrales Land mit Prag als
Hauptstadt sein. M. E. hat man im 14. Jh. schon modern gedacht und beginnt die moderne Zeit.

Maschke: Es sollte noch stärker von der Residenzstadt statt nur von der Residenz die Rede sein.
Gewiß ist das Hauptproblem schon diskutiert worden; wir besitzen aber keinen Katalog der
Merkmale der Residenz, welche sich je nach den Zeiten auch gewandelt haben und einen
verschiedenen Inhalt besitzen. Es ist die Frage, ob der Fürst eigentlich in die Stadt geht bzw. ob die
Residenz oder der Fürst erst die Stadt schafft.

Samstag, den 13. 11. 1965

Walter Grube: Haupt- und Residenzstädte in Altwürttemberg

Die Geschichte der Residenzstädte ist ein Sonderfall des umfassenderen Problems „Territorium und
Stadt“. Die Funktion der Stadt ist in den einzelnen Territorien verschieden und auch innerhalb des
gleichen Territoriums dem Wandel unterworfen. Man muß also für jede Herrschaft und für jedes
Zeitalter die Stellung der Stadt überhaupt kennen, um das jeweils Spezifische der Residenzstadt
richtig zu erfassen. Für Altwürttemberg, seit dem 15. Jh. das Land der vielen und kleinen Städte, sind
zwei Entwicklungstendenzen bezeichnend. Die eine ist die vergleichsweise straffe und einheitliche
landesfürstliche Organisation, die alle Städte den herrschaftlichen Ämtern völlig einordnet und keinen
Raum läßt für Stadtherrlichkeit außerhalb der Amtsverfassung. Die andere ist die genossenschaftliche
Ausbildung der Ämter zu Amtskorporationen, die weitgehend von den amtsstädtischen Magistraten,
d. h. praktisch von der vermöglichen bürgerlichen Oberschicht der „Ehrbarkeit“, geführt werden. In
der 2. Hälfte des 15. Jhs. schließen sich die „Städte und Ämter“ zur „Landschaft“ zusammen, die im
16. Jh. durch die Ausschaltung des Adels aus der Bezirksverwaltung und seine Loslösung vom
Lande zum einzigen, durch die evangelischen Prälaten verstärkten Partner und Gegenspieler der
Herrschaft wird. Für die Städte gibt es fortan so etwas wie eine doppelte Rangordnung: die eine wird
von der Herrschaft gesetzt, die andere bestimmt sich nach der Stellung, die man innerhalb des
landständischen Wesens einnimmt.

In die Spitzenstellung dieser doppelten, der herrschaftlichen und der landschaftlichen, Rangordnung
sind jene Städte Altwürttembergs, die späterhin „Haupt- und Residenzstädte“ heißen, im
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ausgehenden Mittelalter erst allmählich hineingewachsen. Seit Ende des 13. Jhs. hatte Graf Eberhard
1. in Stuttgart durch Erweiterung der Burg, Neubefestigung der Stadt, Verlegung des Stifts
Beutelsbach und der Familiengruft hierher die Voraussetzung dafür geschaffen, daß diese Stadt
später zur ständigen Residenz werden konnte. Zunächst aber blieb, das zeigen die Itinerare der
Württemberger Grafen, die gräfliche Hofhaltung noch recht beweglich. Weniger beweglich war die
seit dem 14. Jh. in Stuttgart fester organisierte gräfliche Kanzlei mit der Registratur und dem zu
Anfang des 15. Jhs. davon geschiedenen gräflichen Archiv. Die „Reiseherrschaft“, von der die Rede
war, behält also der Landesherr mit seinem Hof lange bei; die „Residenzherrschaft“ ist in ihren
früheren Phasen eigentlich mehr ein Seßhaftwerden der größer und unbeweglicher werdenden
Kanzlei. Der Ausbau der Kanzlei ist es in erster Linie, der Stuttgart noch in der 1. Hälfte des 15. Jhs.
zur wichtigsten Stadt des Landes macht.

Die Landesteilung von 1441/42 zwischen den Brüdern Ludwig und Ulrich V. hat diese Entwicklung
zunächst gehemmt und letzten Endes auf sehr lange Zeit beeinflußt. Stuttgart bleibt Sitz nur von Graf
Ulrichs Kanzlei. Graf Ludwig macht die Stadt Urach zum Sitz seiner Hofhaltung und seiner Kanzlei.
Stattliche herrschaftliche, städtische und private Bauten entstehen dort, das Stift Urach wird
gegründet, eine Druckerei und eine Papiermühle in Betrieb genommen, eine gräfliche Grablege (denn
die gehört zur Residenz) im benachbarten Güterstein erbaut. Nicht in die Residenz Urach kommt
allerdings die 1477 gegründete Landesuniversität; man richtet sie in Tübingen ein, das damals schon
die bedeutendste Stadt des kleinen Teilstaats und ein bevorzugter Aufenthaltsort Eberhards im Bart
ist. Als 1482 durch den Münsinger Vortrag das Land wieder vereinigt wird, behält Tübingen die
Universität, während Urach Hof und Kanzlei Eberhards im Bart nach Stuttgart abziehen sieht.
Dennoch hat die nur vierzig Jahre ausgeübte Residenzfunktion Urachs so viel prägende Kraft
besessen, daß sie im Kern der kleinen Stadt noch heute erkennbar ist.

Stuttgart wird 1482 rechtlich zwar nur für „yetzo“ Sitz von Hof und Regierung des vereinigten
Württemberg, de facto aber ist der Stadt dieser erste Rang von nun an auf die Dauer niemals mehr
genommen worden. Die geplante Wegverlegung der Regierung durch Herzog Eberhard II. 1496
kommt nicht zustande, die Absetzung des Herzogs durch den Landtag von 1498 bringt dann die
landständischen Kräfte ganz stark ins Spiel. In dem jetzt zur Regierung gelangenden landständischen
Zwölferausschuß sitzen vier Städtevertreter, zwei von Stuttgart und zwei von Tübingen, das sich im
Land „ob der Steig“ an Stelle der aufgegebenen Residenz Urach nach vorne geschoben hat. Es ist
eine den Münsinger Vertrag überdauernde Nachwirkung der Landesteilung, daß Tübingen zur
zweiten Haupt- und Residenzstadt Württembergs wird. In den Anfängen der landständischen
Organisation dirigieren die von der Ehrbarkeit besetzten Magistrate der beiden Hauptstädte die
landschaftlichen Verhandlungen. Bis in die Zeit Herzog Christophs kann man von einer
ausgesprochenen Vorherrschaft der beiden Hauptstädte – diese Bezeichnung ist die damals übliche –
innerhalb der Landschaft sprechen.

Während Herzog Ulrichs Vertreibung wird Stuttgart unter den Habsburgern 1520 erstmals durch
Landesgrundgesetz als ständiger Sitz der Regierung festgelegt. Die beiden Hauptstädte können
gerade damals, als ihnen die Eigenschaft einer landesfürstlichen Residenz fehlt, ihre innenpolitische
Stellung festigen. Im Rang folgt ihnen die einstige Residenz Urach, sodann die Stadt Schorndorf, die
noch im 17. Jh. ihre „Dignität“ als eine der „vier Hauptstädte“ vergeblich durchzusetzen sucht. Es
mag sein, daß auf diesen Schorndorfer Anspruch Begriffe aus anderen landständisch organisierten
Territorien eingewirkt haben; dort nannte man ja zuweilen „Hauptstädte“ in einem von der
Residenzeigenschaft ganz unabhängigen Sinne jene Städte, die in der landständischen Organisation
eine führende Stellung innehatten. Im übrigen wird die übermächtige Stellung der Hauptstädte
Stuttgart und Tübingen im staatlichen Wiederaufbau Herzog Christophs wesentlich eingeschränkt.
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Von der Kräfteverschiebung innerhalb des Territorialstaats zugunsten der Landesherrschaft werden
die Hauptstädte stärker getroffen und umgeformt als die übrigen Städte, und Stuttgart noch stärker
als Tübingen. Den Glanz der kurpfälzischen Residenz Heidelberg hat Stuttgart freilich nie erreicht; die
Doppelfunktion, die Heidelbergs historische Bedeutung ausmacht – Hauptstadt und Universität – ist
in Altwürttemberg zwischen Stuttgart und Tübingen geteilt; daß sie geteilt ist, geht letzten Endes auf
die Landesteilung von 1441/42 zurück. Man hat öfters daran gedacht, das zu korrigieren. Der
Philosoph Leibniz schlug bekanntlich 1682 vor, die Stuttgarter Residenz mit der Tübinger Universität
in Cannstatt zu vereinigen. Ein Jahrhundert später ist dann die herzogliche Residenz Stuttgart durch
die Hohe Carlsschule wenigstens für kurze Zeit zugleich Universitätsstadt gewesen. Auch später noch
ist des öfteren von der Verlegung der Tübinger Universität nach Stuttgart die Rede gewesen; der
Gedanke, daß zur Haupt- und Residenzstadt eigentlich auch eine Universität gehöre, wird durch die
Jahrhunderte immer wieder laut, aber in Württemberg nicht verwirklicht.

Der fürstliche Absolutismus des 18. Jhs. hat auch in Altwürttemberg den bisherigen Haupt- und
Residenzstädten eine neue hinzugefügt: Ludwigsburg. Die Motive für die im Zug der Zeit liegenden
Neugründungen (Heidelberg/Mannheim, Baden-Baden/Rastatt, Durlach/Karlsruhe u. a.) sind überall
verwandt, auch das, was dabei als Typ entsteht. Im Anschluß an das herzogliche Jagdschloß
Erlachhof auf dem Boden des evangelischen Landeskirchenguts entstanden, erlebt diese neue
Residenz aus wilder Wurzel und kleinsten Anfängen in zwei Jahrzehnten einen kometenhaften
Aufstieg. Die „Peuplierung“ von Ludwigsburg gelingt mit Hilfe ständig erweiterter Privilegien für die
Ansiedler; dazu gehört die Zusicherung von materiellen Vorteilen und von Religionsfreiheit, obwohl
diese den mit der Landschaft verabschiedeten alten Landeskompaktaten widerspricht. 1718 wird
Ludwigsburg „Residenz und dritte „Hauptstadt“, 1724 „alleinige und beständige Residenz“; von
1727 an müssen fast alle Regierungsbehörden von Stuttgart nach Ludwigsburg übersiedeln. 1731
baut man eine neue Fürstengruft, in seinem Testament von 1732 macht es der Stadtgründer Eberhard
Ludwig allen Regierungsnachfolgern (vergeblich) zur Pflicht, Ludwigsburg als ständige Residenz
beizubehalten, auch die Zentralbehörden niemals von hier wegzuziehen. Nur die politische
Einflußlosigkeit der alten Hauptstädte und der Landschaft gerade in jenen Jahrzehnten hat es dem
Herzog ermöglicht, diese moderne, ganz vom Hof, vom Beamtentun und vom Militär geprägte
Residenzstadt aus dem Boden zu stampfen – gegen mannigfache Widerstände und unter Anhäufung
ungeheurer Schulden. Die geschichtliche Bedeutung der Residenzstadt Ludwigsburg liegt darin, daß
durch sie das seit dem Dreißigjährigen Kriege künstlerisch zurückgebliebene Land mit einem Schlage
wieder auf die Höhe der gesamtdeutschen und europäischen Entwicklung gehoben wird. Freilich hat
sich der Glanz von Ludwigsburg rascher verflüchtigt als der von Mannheim oder Karlsruhe. Herzog
Karl Alexander (1733 bis 1737) legt noch den Grund für die Garnison des „schwäbischen
Potsdam“, Herzog Karl Eugen verlegt während des Verfassungskampfes den Hof (nicht die
Zentralbehörden) nochmals nach Ludwigsburg, das eine zweite, noch glänzendere Blütezeit erlebt,
die aber flüchtig ist wie die erste. Nach dem Erbvergleich von 1770 wird der Hof 1775 nach
Stuttgart zurückverlegt, und dort ist er bis zum Ende der Monarchie 1918 geblieben. Es ist im
Grunde also die im Verfassungskampf erneuerte Lebenskraft der württembergischen Landstände, die
der absolutistischen Gründung Eberhard Ludwigs die Entwicklung von Karlsruhe endgültig unmöglich
gemacht hat.

Die inneren Verhältnisse der altwürttembergischen Haupt- und Residenzstädte werden –weithin
durch die Anwesenheit von Hof und Regierung bestimmt. Obschon oft genug Führer der
landständischen Opposition gegen die Dynastie, sind Stuttgart und Tübingen doch stärker von der
Herrschaft geprägt und abhängiger von ihr als die Masse der Amts- und Landstädte; in weit
stärkerem Maße gilt das natürlich für Ludwigsburg. Das Verhältnis von landesherrlichem und
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städtischem Grundbesitz ist in den Residenzen für die Stadt ungünstiger als anderswo, besonders
ungünstig wiederum in Ludwigsburg. Die Residenzstädte selbst sind vergleichsweise nicht reich,
obwohl sie eine stärkere und vermöglichere Oberschicht haben als die Mehrzahl der anderen Städte.
Stuttgart hat außer dem reichen Bürgertum und einer breiten Mittelschicht seit alters auch ein
Proletariat. Um Gericht und Verwaltung ihrer Residenzen kümmern sich die Landesherren und ihre
Räte immer besonders intensiv. In Stuttgart beeinträchtigt der ziemlich ausgedehnte
Burgfriedensbezirk mit seiner besonderen Gerichtsbarkeit die städtische Selbständigkeit. In die
Besetzung von Gericht und Rat, die Annahme von Neubürgern, die Wasserversorgung, die
Straßenbeleuchtung, die Straßenreinigung und alles, was sonst seit dem 18. Jh. unter den Begriff
Polizei fällt, greift die Herrschaft ständig ein. Die Residenz hat immer Vorbild zu sein, sie ist die
Visitenkarte des fürstlichen Hauses. Den Höhepunkt erreicht die polizeiliche Bevormundung
allerdings erst nach dem Ende Altwürttembergs durch die Gründung des „Kgl.
Residenzpolizeiministeriums“.

Für das Wirtschaftsleben von Stuttgart und Ludwigsburg spielen Herzogshof und Regierung eine
gewichtige Rolle. Für Stuttgart bedeutet die zweimalige Wegverlegung der Residenz im 18. Jh.
jeweils eine ernste Krise, für Ludwigsburg ist die Wegverlegung jedesmal eine Katastrophe. Der
Residenzbewohner ist Nutznießer auch der landesfürstlichen Maßnahmen zur Förderung des
Verkehrs. Einige Erleichterung haben die Stuttgarter Bürger zeitweise in bezug auf den Heeresdienst.
Nicht nur in positiver Weise wirkt sich die Beanspruchung des Wohnungsmarkts aus. Quartierlasten
und Fronen sind in den Residenzen gewöhnlich höher als in anderen Städten. Auch der
wirtschaftliche Alltag erfordert manche Konzession an das höfische Leben.

Die politische Rolle der Hauptstädte im überkommenen Sinne ist mit dem Untergang der
landständischen Verfassung Ende 1805 ausgespielt. Bei der staatlichen Neuorganisation des
Königreichs erhalten die einstigen Haupt- und Residenzstädte Ludwigsburg und Tübingen
Provinzialbehörden der inneren, Finanz- oder Justizverwaltung zugewiesen, Ludwigsburg wird
außerdem jetzt erst zum eigentlichen Hauptwaffenplatz des Landes. Einzige „Königliche Haupt- und
Residenzstadt“ ist nun bis 1918 Stuttgart.

Günther Haselier: Karlsruhe als Beispiel einer mittelbadischen Residenz

Die gleichen Größen- und Qualitätsunterschiede wie bei den Reichsstädten und gewöhnlichen
Landstädten gibt es auch bei den Residenzstädten. Sie erstrecken sich von der Weltstadt bis zur
kleinen dorfähnlichen Residenz, für die aus unserem Gebiet Eichtersheim als Residenz der
ritterschaftlichen Familie von Venningen beispielhaft sein kann. Dieses Dorf ragt mit Schloß,
Apotheke, besonders stattlichen Bürgerhäusern und einem gewissen Geistesleben (Politiker F.
Hecker, Geograph F. Ratzel) deutlich unter den Kraichgaudörfern hervor.

Die Fürstbischöfe von Speyer residierten im Spätmittelalter bis 1720 vorzugsweise in der ehemals
ebersteinischen Wasserburg von Udenheim, das nach seiner Umwandlung in eine Festungsstadt
Philippsburg genannt wurde. Die Volkszählung aus dem Fürstbistum Speyer vom Jahr 1530 zeigt,
daß das Hofgesinde im Udenheimer Schloß aus ganzen 21, im weitesten Sinn aus 76 Personen
bestand. In der Residenzstadt selbst wohnten in 140 Häusern nur ca. 500 Personen, die fast sämtlich
leibeigen waren.

Der Grundriß der Stadt Bruchsal, wohin die Fürstbischöfe von Speyer 1720 die Residenz verlegten,
zeigt deutlich ein Nebeneinander der mittelalterlichen Stadt Bruchsal und des neuen Residenz-
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Komplexes. Eine tiefgreifende Veränderung hat die Stadt Bruchsal durch die Übersiedlung des
Hofes nicht erfahren.

Bei Gochsheim handelt es sich um eine ebersteinische Stadtgründung auf einem Bergsporn in der
Nähe des frühmittelalterlichen, nach der Stadtgründung abgegangenen gleichnamigen Dorfs. Auch
das Stadtbild von Gochsheim weist Erscheinungen auf, die nur durch die Präsenz einer fürstlichen
Hofhaltung erklärbar sind (2 Schlösser: vorderes und hinteres, Kirche mit Epitaphien, besondere
Bürgerhäuser). Die letzte Ebersteinerin brachte diese Stadt ihrem Gemahl, Herzog Friedrich August
von Württemberg-Neuenstadt, zu; sie wurde Residenz dieses fürstlichen Paares, das hier eine große
Bibliothek aufbaute und die fürstliche Münzsammlung von Neuenstadt hierher überführte. Nach dem
Anfall Gochsheims an die württembergische Hauptlinie sind diese fürstlichen Sammlungen an den Hof
der Hauptlinie abgewandert, geblieben sind die nicht verlegbaren Repräsentationsbauten und die
Grablege der Seitenlinie.

Der Residenzstadt-Charakter von Baden-Baden, Pforzheim und Durlach ist durch den Brand dieser
Städte von 1689 stark verwischt. Für Durlach hat Markgraf Friedrich Magnus ein Stadtrecht
erlassen, in dem der Residenz-Charakter der Stadt jedoch kaum juristischen Niederschlag gefunden
hat. Vielmehr dient dieses Privileg der wirtschaftlichen Emporbringung der Stadt im Sinne des
Merkantilismus.

Auch Karlsruhe wurde bisher als „Stadtgründung des heraufziehenden badischen Merkantilismus“
gewertet (Franz Schneider). In Wirklichkeit ist die Gründungsgeschichte der späteren badischen
Hauptstadt widerspruchsvoll. Ursprünglich war wohl an ein idyllisches fürstliches Residenzschloß in
der Waldeinsamkeit gedacht (Belege: Schloß- bzw. Ortsname, Zeremoniell bei der
Grundsteinlegung, die keine Ausdehnung des Stadtwesens zulassende Lage unmittelbar an der
Landesgrenze und Absperrung der drei Hauptausfallstraßen durch Gebäude – Konkordienkirche,
reformierte Kirche und projektierte katholische Stadtkirche –, zu sehen auf einem Prospekt von
1738). Andererseits erfolgte schon im Jahr der Grundsteinlegung der Erlaß von auf die Anwerbung
von Siedlern sogar aus dem Ausland abgestellten „Gründungsaufrufen“ (Formulierung von Wolfgang
Leiser). Die Widersprüchlichkeit erklärt sich wohl aus der Uneinigkeit des Geheimratskollegiums
über den Zweck der Gründung, insbesondere nach Entfernung des merkantilistischen
Projektemachers Job. Gg. Förderer von Richtenfels vom Hof.

Die Karlsruher Geschichte ist zu periodisieren einmal nach der Gültigkeit des erteilten Stadtrechts: 1.
Periode 1722-1752 (Gültigkeit der Gründungsprivilegien), 2. Periode 1753-1807 (Gültigkeit des
speziellen Karlsruher Stadtrechts), 3. Periode 1807-1832 (Gültigkeit des 2. Konstitutionsedikts über
die Verfassung der Gemeinheiten, Körperschafts- und Staatsanstalten), 4. Periode 1832-1918
(Gültigkeit der ersten badischen Gemeindeordnung). Eine bessere Periodisierung der Karlsruher
Geschichte ergibt sich jedoch aus dem Verhältnis der Residenzstadt zum wachsenden markgräflichen
Staat: 1. Periode 1717 bis 1771: Karlsruhe als Hauptstadt der Markgrafschaft Baden-Durlach;
symbolisch schließt diesen Zeitabschnitt ab das Richtfest für das vergrößerte und verbesserte
Residenzschloß. 2. Periode 1771-1806: Karlsruhe als Hauptstadt der vereinigten Markgrafschaft
Baden. 3. Periode 1806-1918: Karlsruhe als Hauptstadt des Großherzogtums Baden. Diese Periode
beginnt sinnbildlich mit dem Abbruch der die zentrale Ausfallstraße absperrenden Konkordienkirche
Und der Verlängerung dieser Ausfallstraße und Hauptachse der Stadt bis zum Ettlinger Tor.

Städtebaulich ist der erste Abschnitt (bis 1771) charakterisiert durch die an einigen Stellen der Stadt
heute noch vorhandenen 1- bis l ½-stöckigen Modellhäuser der Gründungszeit sowie durch die
Beschränkung der Platzanlage auf das Gebiet zwischen Schloßplatz und Kaiserstraße. Bereits in
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dieser Frühzeit ist die Stadtplanung durch die Radialstraßen sowie durch die beiden Zirkel auf das
Residenzschloß hin ausgerichtet und bezogen.

In dieser 1. Periode erhöht sich die Einwohnerzahl von knapp 2000 im Jahr 1719 auf 3333 im Jahr
1770. Das geistige Leben unter dem Stadtgründer Karl Wilhelm beschränkt sieh auf die Pflege von
Barock-Liebhabereien im Schloß selbst (Gartenkulturen, Aufführungen von mythologischen Opern
und Schäferballetten unter Mitwirkung der Hofmusik, alles nur im Schloß). Unter Markgraf Karl-
Friedrich entwickelte sich ein Kulturleben im Stadtbezirk mit Presse- und Druckereibetrieben,
fürstlichen Sammlungen usw., Vergrößerung des Schlosses unter Mitwirkung von Balthasar
Neumann.

Die 2. Periode bringt den Ausbau des ursprünglichen Stadtbezirks zwischen Schloßplatz und heutiger
Kaiserstraße, insbesondere durch den markgräflichen Baumeister Jeremias Müller (Kleine Kirche,
Archivgebäude, Zeughaus, sogenanntes schwedisches Palais). Im nordöstlichen Teil greift der
Stadtbezirk bereits über die Kaiserstraße hinüber in Richtung auf Karlsruhe-Dorf bzw. Klein-
Karlsruhe. Die Einwohnerzahl vermehrt sich ungefähr im Rahmen des südwestdeutschen
Bevölkerungsanstiegs um 2500-3000 Einwohner. Das Kulturleben gewinnt größere Bedeutung:
Friedrich Klopstock wird an den Karlsruher Hof gezogen, im Karlsruher Verlag Christian Gottlieb
Schmieder erscheint die 182 Bände umfassende Sammlung der besten deutschen Prosaschriftsteller
und Dichter.

Die 3. Periode 1806-1918 ist gekennzeichnet durch eine fortgesetzte Stadterweiterung nach
Abbruch der Konkordienkirche und Verlegung des bei ihr bestandenen Friedhofs weiter nach SO.
Baumeister und Planer der 1. Phase dieser wirklichen Stadterweiterung ist Friedrich Weinbrenner,
der den heutigen Marktplatz, eingerahmt vom jetzigen Rathaus und der ev. Stadtkriche sowie den
Rondellplatz (mit markgräflichem Palais und weiteren repräsentativen Bauten, später auch mit der
Verfassungssäule) schafft. Diese Mittelachse Karlsruhes vom Schloß-Hauptportal über den Schloß-,
Markt- und Rondellplatz zum Ettlinger Tor wird durch Weinbrenner zu einer Via triumphalis
ausgestaltet. Der Rondellplatz erfüllt im Süden der Stadtanlage eine besondere stadtplanerische
Funktion als Gegenpol zu dem größeren Schloßplatz. Von ihm gehen gleichschenkelig die
Markgrafen- und die Erbprinzenstraße aus. Die ganze Stadtplanung und Bauführung liegt in den
Händen der großherzoglichen Baubehörde, nicht der Stadt. Die Entstehung der Stadtanlage wird
erkennbar gesteuert von den Bedürfnissen der großherzoglichen Familie. (Infolgedessen bleibt
Weinbrenners grandioser Plan der westöstlich ziehenden „Langen Straße“ [heutigen Kaiserstraße]
unausgeführt). In der Nähe der erbprinzlichen Gärten und des Erbprinzenschlößchens, wo später das
erbgroßherzogliche Palais entsteht, erstellt Weinbrenner für die katholische Gattin des
Erbgroßherzogs Karl (Napoleons Adoptivtochter Stephanie Beauharnais) und die katholische
Gemeinde Karlsruhes die Stephanskirche. Ganz im Westen der erweiterten Stadt am Mühlburger
Tor entsteht in Entsprechung zum Rondellplatz ein weiterer Platz, von dem die Stephanien- und die
Amalienstraße so gleichschenkelig auslaufen wie die Erbprinzen- und Markgrafenstraße vom
Rondellplatz. Die Stephanienstraße wird die Wohnstraße der vornehmen Gesellschaft.

Das Kulturleben der großherzoglichen Residenz- und Landeshauptstadt Karlsruhe wird seit der
Mitte des 19. Jahrhunderts bedeutend gehoben durch besondere Pflege der Museen, des
Hoftheaters (Aufführungsstätte der Opern Richard Wagners), Errichtung einer Kunstakademie,
Ausbau der Polytechnischen Schule zur Technischen Hochschule. Auch das Landesgefängnis wird
mit Rücksicht auf die Anwesenheit des Hofes in von den übrigen badischen Strafanstalten
abweisender Weise mit fast prunkvoller Außenfassade errichtet. Der heutige Bahnhof (vollendet
1913) ist der letzte großherzogliche Repräsentationsbau vor der Umwandlung Badens in einen
Freistaat.
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Seit der Jahrhundertwende konkurriert bereits die bürgerliche Gesellschaft mit den Hof- und
Staatsbehörden bei der Gestaltung des Karlsruher Stadtbildes. Den Raum zwischen Ettlinger Tor
und Bahnhof füllt die Stadtverwaltung aus durch Anlage eines Stadtgartens (Konkurrenz zum
Großherzoglichen Schloßgarten) und des mit städtischen Repräsentationsbauten bestandenen
Festhallenplatzes. Bürgerliche Kreise treten zunehmend als Bauherren auf. Das von Bankier
Schmieder erstellte Palais in der Nähe der Großherzoglichen Münze wird sogar Domizil des Prinzen
Max von Baden. Die von der Bürgerschaft in Fortführung der Tätigkeit der großherzoglichen
Baubehörde getragene Bautätigkeit wahrt noch auf viele Jahrzehnte hinaus das überkommene, von
den Radialstraßen und den Türmen (Schloß, ev. Stadtkirche, Rathaus und Stephanskirche) geprägte
Stadtbild. Erst in der kommerziell bestimmten Zeit nach 1945 verändern insbesondere von
Kapitalgesellschaften errichtete Hochhäuser den residenziellen Charakter der Karlsruher Stadtanlage
als Ausdruck der Erscheinung, daß in unserer Zeit die Wirtschaft anstelle des Hofes der Motor der
städtischen Entwicklung geworden ist.

Diskussion

Leiser: Für den Rechtshistoriker ist die Residenzstadt das Phänomen einer Verbindung von zwei
ganz verschiedenen Elementen, nämlich der Herrschaft und der korporativen Freiheit
(Selbstverwaltung), also die Kombination von fürstlicher Hofhaltung und Bürgergemeinde. Ich will an
drei Beispielen erläutern, wie die Lösung der daraus entstehenden Probleme im einzelnen Fall
gesucht wurde: In Baden-Baden gibt es das sogenannte Alte Schloß außerhalb und das Neue
Schloß innerhalb der Stadt. Die badischen Markgrafen haben ihre Residenz zunächst außerhalb der
Stadt gehabt, erst im 16. Jh. gehen sie hinein; es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß das sogenannte
Neue Schloß ein älterer Sitz ist, bei dem sich Bauspuren bis in die Merowingerzeit verfolgen lassen.
– In Mannheim wird bei der zweiten Stadtgründung die Residenz abgetrennt; es gibt eine eigene
Gemeinde Friedrichsburg und daneben die Bürgerstadt Mannheim. – Bei Karlsruhe denkt man sofort
an den Fächerplan, doch ist nach den alten Plänen zunächst eine Kreisanlage im Norden und die
lange Straße im Süden (kurz nördlich der alten Landesgrenze) zu sehen. Karlsruhe ist zu Beginn nur
der Name des Lusthauses, nicht der Stadt; in den Privilegien von 1715 werden Leute aufgefordert,
sich bei und neben dem Lusthaus anzusiedeln. Der Name des Schlosses wird aber dann bald auch
auf die Bürgersiedlung übertragen. Die Kreisanlage des Schlosses ist gegenüber der Stadt anfangs
völlig abgeschlossen und bis zum Ende des 19. Jhs. auch gemarkungsmäßig von der Stadt getrennt.
Die Stadt Karlsruhe ist weder eine Fächer- noch eine Kreisanlage; denn der Kreis ist allein der Hof,
während die Stadt letztlich nur die eine Straße ist, die dem Kreis tangential vorgelagert ist. Sie ist ein
Stück der zugebauten Landstraße, die von Schwaben über Pforzheim und Durlach an den Rhein
führt. Das spricht für eine klare wirtschaftspolitische Konzeption in den Anfängen, die aber nicht
durchgeführt wurde und nicht zum Erfolg führte. Die Gerichtsbarkeit der Stadt Karlsruhe ist auf die
Marktstraße beschränkt, während der Hofbezirk unter dem Hofmarschallamt steht. Die Hofdiener
wohnen zwar in der Stadt, haben aber keine aktiven Bürgerrechte (anders war es in der älteren
Residenz Durlach, wo die Hofverwandten Stadtbürger waren); strittig war, ob sie zu den städtischen
Lasten zugezogen werden konnten. – Die Untersuchung darüber, wie diese Fragen im einzelnen
geregelt sind, scheint mir eines der wichtigsten Probleme bei allen Residenzen zu sein; man sollte m.
E. einmal zu einer Klassifizierung gelangen, da die Regelung in den einzelnen Territorien wohl sehr
verschieden war.
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Stoob: In der Portalinschrift, die von Karl 1728 über sein Schloß Karlsruhe gesetzt wird, ist
ausdrücklich Bezug genommen auf die ländliche Ruhe (Karlsruhe) und deren Beeinträchtigung durch
die städtische Siedlung. Ähnlich geht Friedrich II. von Preußen aus dem Stadtschloß Potsdam und
baut sein Sanssouci in die Einsamkeit. – In Neuwied dagegen baut Graf Friedrich III., dessen
Residenzburgen im 30jährigen Kriege zerstört wurden, ein neues Schloß am Rhein und setzt in einer
eindeutig merkantilen Zielsetzung neben das Schloß die Stadt, die ursprünglich nicht geplant war. Es
entsteht unter erheblichen Schwierigkeiten eine Exulantensiedlung (nach und nach 6 Konfessionen).
Neuwied ist einer der Fälle, wo die Residenz aus dem Potential, das durch die Exulanten angeboten
wird – eine der wichtigsten Wurzeln der Stadtentstehung in der frühen Neuzeit –, ihren Vorteil zieht.
– In Neu-Hanau handelt es sich um primär religiöse Zwecke, um die Ansiedlung der Wallonier.
Dabei bemüht sich der junge Graf von Hanau, auch seiner alten Stadt Hanau und ihren Bedürfnissen
möglichst gerecht zu werden. – Freudenstadt ist ursprünglich eine Bergstadt. Der Herzog sucht
dann hier in der Nähe seiner Bergbaubezirke Platz für einen neuen Wohnsitz. Auf Anordnung des
Fürsten muß Schickhardt, sehr zu seinem Ärger, seinen Plan gänzlich ändern; auf dem stark
vergrößerten zentralen Platz sollte das Schloß gebaut werden. Später ist er dann dazu doch nicht
gekommen. Aus der ursprünglichen Bergstadt und verhinderten Schloßstadt wurde eine
Exulantenstadt. Etwa ein halbes Jahrhundert später wird der Ort durch die zugefügten bastionären
Anlagen eine starke Festung, welche die Kniebis-Straße decken soll, eine Verwaltungs- und
Soldatenstadt.

Im Anschluß an die Vormittagssitzung am 13. 11. empfing Bürgermeister Schrempp im Namen der
Stadt Donaueschingen die Teilnehmer im Rathaus. Auf seine Begrüßungsworte antwortete Prof. Dr.
Maschke für den Arbeitskreis.

Karl S. Bader: Donaueschingen als fürstliche Residenz

Den süddeutschen Kleinresidenzen haftet stets etwas Barockhaft-Skurriles an. Das 18. Jahrhundert,
ihre Hauptzeit, hat das nicht so gesehen, während in unser modernes Blickfeld einiges von
Hauptstadt, Siedlungsballung und Wirtschaftsraum geraten ist, wenn wir die Residenzstadt zunächst
als Stadtwesen betrachten. Aber wenigstens bei uns tritt letztlich gar nicht so sehr das Städtische im
Begriff der Residenzstadt hervor; das Gewicht liegt vielmehr bei einem echten residere, das sich
deutlich von älteren Formen ständigen Wechsels abhebt.

Für das Barockhaft-Skurrile könnte Donaueschingen durchaus ein Musterbeispiel sein. Hier ist schon
der Begriff „Residenz-Stadt“ fragwürdig. Als Donaueschingen Residenz wurde, war es noch keine
Stadt, sondern ein „Flecken“, und als es dann 1810 zur Stadt erhoben wurde, war es im strengen
Sinne nur noch Residenz eines mediatisierten fürstlichen Hauses. Trotzdem nimmt es nicht nur unter
den süddeutschen Residenzen eine besondere, typisch ausgeprägte Stellung ein: Donaueschingen war
tatsächlich Residenzstadt und ist es bis heute geblieben.

Der Brand von 1907 hat den dörflichen Charakter des älteren Fleckens stark zurückgedrängt. Was
über den Brandstätten entstand, waren städtische Zeilen, mit neuem Rathaus an Stelle eines
bescheidenen Gemeindehauses, einem neuen Landratsamt, einem Gerichtsgebäude nebst
Bezirksgefängnis usw. Donaueschingen ist somit Sitz zahlreicher Behörden und eine Beamtenstadt
geworden. Schließlich kam vor dem Ersten Weltkrieg noch die Garnison hinzu, die trotz mehrfachen
Strukturwandlungen bis heute verblieben ist. Das soziale Gefüge hat also eine erhebliche
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Differenzierung erfahren, und trotzdem tauchen in Verbindung mit Donaueschingen stets residenzliche
Assoziationen auf: die Kammermusikfeste, die Hofbibliotliek, die Gemäldesammlung, das Archiv,
und davor oder dahinter das Fürstliche Haus selbst.

Das Dorf Donaueschingen ist aus mehreren Siedlungskernen zusammengewachsen. Enge frühe
Beziehungen bestanden zur Abtei Reichenau, die hier und in Bräunlingen alte Kelnhöfe besaß. Hier
liegen die ersten Anfänge örtlicher Herrschaftsbildung, im Bereich des reichenauischen Kelnhofes
auch diejenigen der ersten Burg und des nachmaligen Schlosses. Reichenau ist im Hoch- und
Spätmittelalter aus der Baar fast ganz ausgeschieden; sein Erbe wurde geteilt: Die örtliche Vogtei
übernahmen niederadlige Familien, die Grafenrechte gingen schließlich an die Grafen von Freiburg-
Fürstenberg, Erben der Zähringer, über. Altes Zähringisches Hausgut ist Donaueschingen nicht
gewesen. In der älteren Geschichte der Ortsherrschaft treffen wir in Donaueschingen einen Zweig der
Herren „von der Blume“ (Blumberg-Blumenegg-Blumenfeld). Um 1450 verschwindet dieser aus den
urkundlichen Zeugnissen; Donaueschingen wird nach raschem Besitzwechsel 1488 an die Grafen
Heinrich und Wolfgang zu Fürstenberg verkauft.

Donaueschingen ist erst recht spät in die Hand der Grafenfamilie gelangt und trat in der
Neuorganisation der fürstenbergischen Lande an der Wende zur Neuzeit, als das Städtchen
Fürstenberg bei der gleichnamigen Burg den erweiterten Verwaltungsbedürfnissen nicht mehr dienen
konnte, nicht sonderlich hervor. In den mehrfachen Teilungen gelangte es schließlich in den Besitz der
Heiligenberger Linie, blieb aber Nebenort. Immerhin ließ Graf Friedrich 1552 das alte Schloß
abreißen und begann mit einem Neubau, und schließlich nahm Graf Heinrich († 1596) hier für längere
Zeit seinen Wohnsitz. Um 1660 übersiedelte mit dem Grafen Franz Karl ein Nebenzweig der
Heiligenberger Linie nach Donaueschingen; sein Schloß diente zahlreichen Besuchern der
Donauquelle als Gastaufenthalt.

Nachdem Donaueschingen zunächst wieder an Heiligenberg gefallen war, lassen sich um 1710 Pläne
des Fürsten Anton Egon nachweisen, es zum Mittelpunkt der Besitzungen dieser Linie zu machen;
allerdings ist zunächst wenig daraus geworden. Immerhin wählte wohl deshalb sein Erbe Joseph
Wilhelm Ernst von Fürstenberg-Stühlingen 1723 den Ort zur Residenz. Dieser Fürst, durch die
Heirat mit einer böhmischen Erbtochter zu unerwartetem Reichtum und als kaiserlicher
Prinzipalkommissar zu Regensburg zu höchstem Ansehen gelangt, ist eine Figur des Barockzeitalters,
zugleich aber ein Vertreter früher aufklärerisch-absolutistischer Ideen, der sicher größere Beispiele
absolutistischen Staatsausbaus und nationalistischer Baugestaltung nachgeahmt hat. Bei Fürstenberg
ging es darum, ein bedeutsam vergrößertes Staatsgebilde neu zu formen; die in ihrem Wesen noch
durchaus mittelalterlichen Verwaltungsformen mußten geändert werden, wenn man auf Rentabilität
sehen wollte, die wiederum die Grundlage für Baumaßnahmen war. Die zwei Kanzleien Stühlingen
und Heiligenberg blieben zwar erhalten, man schuf aber in Donaueschingen eine zentrale Regierung.
In rascher Folge entstanden der Neubau des Schlosses, die neue Pfarrkirche, das
Regierungsgebäude, das Brauhaus.

Die Reform war in vollem Gange, als mit dem Tode des Fürsten Karl Friedrich von Fürstenberg-
Meßkirch der gesamte schwäbische Hausbesitz wieder in einer Hand vereinigt werden konnte. Für
den Entschluß, an Donaueschingen als Residenz festzuhalten, mag letztlich die geographische Lage
den Ausschlag gegeben haben (sowohl die Situation des Orts in seiner Landschaft als auch die
Stellung im gesamten fürstenbergischen Besitz), ebenso auch der Wunsch des Fürsten, die
Zentralverwaltung von den Außenämtern zu trennen. In der Residenz mußte nun neuer Platz für die
Beamten im sog. Neubau und für die Akten im Archiv geschaffen werden. Der Archivbau wird
geradezu zum Hauptanliegen. Man dachte es sich als wahren und wirklichen Mittelpunkt und nannte
es nach seiner Vollendung „ersten Schatz unseres Fürstlichen Hauses“. Hier ist mit den Mitteln des
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Spätbarocks ein in seiner Art einmaliger Archivbau entstanden – das Archiv als Symbol bzw.
Allegorie des neugegründeten Staates, der sich im Vergleich mit anderen Gebilden der Zeit und der
Nachbarschaft durchaus nicht als Kleinstaat vorkam.

Das halbe Jahrhundert bis zur Mediatisierung 1806 hat äußerlich nicht mehr allzu viel hinzugefügt,
dagegen fällt in diese Zeit der Beginn einer großzügigen Musikpflege. Daß Donaueschingen im 19.
Jh. nicht nur Residenz blieb, sondern Residenzstadt wurde, ist vor allem das Verdienst des Freiherrn
Joseph von Lassberg und von Joseph Kleiser, der zwei Berater der Fürstinmutter Elisabeth und des
Fürsten Karl Egon II. Lassberg rettete ein reiches Kulturgut vor der Zerstreuung, Kleiser lenkte die
Geschicke des Hauses durch die Wirrnisse der napoleonischen Zeit. Karl Egon setzte die
Bemühungen fort, Donaueschingen seine Rolle zu erhalten und in veränderter Form zu stärken. 40
Jahre hindurch ist ihm das gelungen; 1849 wandte er enttäuscht dem „Revolutionsnest“ den Rücken.
Viel verändert hat sich unter den Nachfolgern im äußeren Bestand bis 1918 nicht; das Gebäude der
fürstlichen Kammerverwaltung ersetzte den älteren Regierungsbau, das Schloß wurde nach
französischem Geschmack umgebaut.

Wie für die gesamte Baar, so gilt auch für Donaueschingen, daß das bürgerliche Element hier in
Mittelalter und Neuzeit gering ausgebildet wurde. Die fürstenbergischen Städte sind nicht nur Klein-,
sondern auch Bauernstädte geworden und geblieben, in denen sich der Dualismus eines bäuerlichen
und adlig-höfischen Lebensstils in den Vordergrund drängt. Im materiellen Bereich kann
Donaueschingen mit allem Vorbehalt als Mittelpunkt einer Landschaft gewertet werden; seine mehr
spürbare als erkennbare Eigenart liegt im Geistig-Kulturellen.

Rudolf Seigel: Die Residenzstädte der Grafen und Fürsten von Hohenzollern

Die Stadtgeschichtsforschung ist in Hohenzollern nie sehr intensiv betrieben worden. Gute, auf breiter
Quellenbasis fundierte Monographien über die einzelnen Städte fehlen. Nahezu unbekannt ist immer
noch die verfassungs- und sozialgeschichtliche Entwicklung dieser Städte. Die wichtigste Vorarbeit,
die bisher leider ohne Nachfolge geblieben ist, leistete Theo Hornberger mit seiner vor 30 Jahren
erschienenen Untersuchung der sieben hohenzollerischen Städte2. Wenn auch das Material der
historischen Teile dieser Arbeit weitgehend dem damals in der Literatur Bekannten (und stark
Zerstreuten) entstammt, so konnte doch Hornberger als Geograph durch die Anwendung der von
der Siedlungsgeographie geschaffenen Methode eine Vielzahl von historischen Ergebnissen und
Zusammenhängen erarbeiten. Seither erschienene neuere Untersuchungen zur Geschichte
Hohenzollerns brachten jeweils auch Neues zu den Residenzstädten; so vor allem die Arbeiten von
E. Gönner, K. F. Eisele, D. W. Mayer, F. Herberhold, F. Kallenberg und E. F. Schmid3. Für

                                                                
2 Die hohenzollerischen Städte, Eine stadttopographische Untersuchung, Hohenzollerische Jahreshefte 3, 1936, S.
265-335, 4, 1937, S. 113-167 (mit Literaturangaben zur Hohenz. Geschichte).
3 Eberhard GÖNNER, Die Revolution von 1848 in den hohenzollerischen Fürstentümern und deren Anschluß an
Preußen, Hechingen 1952 (Arbeiten zur Landeskunde Hohenzollerns 2); Karl-Friedrich EISELE, Studien zur
Geschichte der Grafschaft Zollern und ihrer Nachbarn, Stuttgart 1956 (Arbeiten zum historischen Atlas von
Südwestdeutschland II = Arbeiten zur Landeskunde Hohenzollerns 3); Dieter-Wilhelm MAYER, Die Grafschaft
Sigmaringen und ihre Grenzen im 16. Jahrhundert, Die Rolle des Forsts beim Ausbau der Landeshoheit,
Sigmaringen 1959 (Arbeiten zur Landeskunde Hohenzollerns 4); Franz HERBERHOLD, Die österreichischen
Grafschaften Sigmaringen und Veringen, in: Vorderösterreich, Eine geschichtliche Landeskunde, hrsg. v.
Alemannischen Institut Freiburg i. Br. 1959, S. 575-584; Fritz KALLENBERG, Die Fürstentümer Hohenzollern am
Ausgang des Alten Reiches, Ein Beitrag zur politischen und sozialen Formation des deutschen Südwestens, phil.
Diss. Tübingen 1961, maschinenschr.; DERS., Die Fürstentümer Hohenzollern im Zeitalter der Französischen
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diesen Überblick über die hohenzollerischen Residenzstädte konnten, in Anbetracht der kurzen
Vorbereitungszeit, keine größeren archivalischen Studien betrieben, sondern lediglich Stichproben
gemacht werden. So ist diese Übersicht nur als Versuch anzusehen, der, soweit es die Vorarbeiten
zulassen, durch eine (manchmal vielleicht scharfe) Betonung der charakteristischen Unterschiede der
zollerischen Residenzstädte die Hauptlinien abstecken will.

Heute liegen in Hohenzollem 7 Städte (Sigmaringen, Hechingen, Haigerloch, Veringenstadt,
Gammertingen, Trochtelfingen und Hettingen). Gammertingen, Trochtelfingen und Hettingen kamen
erst zu Beginn des 19. Jhs. durch die Rheinbundakte an Hohenzollern (damals an das Fürstentum
Hohenzollern-Sigmaringen). Sigmaringen und Veringenstadt gelangten erst im 16. Jh. an die Zollern,
Haigerloch am Ende des 15. Jhs. So bliebe als einzige mittelalterliche Zollernstadt Hechingen. Im
allgemeinen ist Hechingen wohl deshalb als die älteste und einzige mittelalterliche Zollernstadt
bekannt, weil die drei anderen zollerischen Gründungen des Mittelalters dem Hause früh verloren
gegangen sind. Graf Friedrich der Erlauchte hatte zu Beginn der zweiten Hälfte des 13. Jhs. vier
Städte gegründet: Hechingen, Balingen, Binsdorf und Mühlheim a. d. Donau. Doch schon bald kam
Binsdorf (wohl 1267/68) an die Seitenlinie Hohenberg, und 1288 wurden die Herrschaften
Schalksburg mit Balingen und Mühlheim Besitz der Linie Zollern-Schalksburg. Auch diese beiden
Herrschaften gingen dem Hause schließlich verloren: 1391 kam Mühlheim an die Herren von
Enzberg, und 1403 verkaufte der letzte Graf von Zollern-Schalksburg seine Herrschaft an die Grafen
von Württemberg.

Hechingen, auf einem dreieckigen Sporn zu Füßen der Zollerburg gegründet, war damit also zu
Beginn des 15. Jhs. die einzige den Zollern verbliebene Stadt und wurde erst damals als Residenz
bedeutsam. Die Vorgängersiedlungen lagen unten im Starzeltal. Die Stadt hat eine sehr gute Markt-
und Straßenlage. Sie liegt auf einem Straßenkreuz: Von Norden kommt die von Stuttgart nach Zürich
führende und im 18. Jh. so genannte Schweizerstraße; hinzu kommt die Ost-West-Verbindung vom
Kniebis-Paß herüber über den Neckar und über Haigerloch nach Hechingen, schließlich das Killertal
hinauf nach Gammertingen-Riedlingen zur Donau. Ob an der Stelle, wo dann seit dem Beginn des
15. Jhs. das Stadtschloß stand, schon vorher ein Stadtsitz der Grafen war, läßt sich nicht
quellenmäßig belegen, man vermutet dies jedoch aus dem Stadtgrundriß. Vielleicht ist die Stadt im
Anschluß an eine solche Befestigungsanlage mit suburbium gegründet worden. Jedenfalls lassen die
schriftlichen Quellen des 13. und 14. Jhs. kein Sitzen der Grafen in der Stadt erkennen. In den
zahlreichen kriegerischen Auseinandersetzungen der Zollern im 13. und 14. Jh. war die Zollerburg
zweifellos als Residenz der Grafen geeigneter. Erst nach der Zerstörung der Burg durch die
schwäbischen Reichsstädte (1423) nahmen die Grafen ihren Sitz in einem Stadtschloß. Hechingen
hatte damals in der 1. Hälfte des 15. Jhs. etwa 122 Häuser und ca. 600 Einwohner. Zugleich mit der
Rück- und Neuerwerbung von zollerischem Besitz folgt auch der innere Ausbau der
Landesherrschaft, und Hechingen wird nun das eigentliche Zentrum der Grafschaft (1458
Fünfzehnergericht als Appellationsgericht an Stelle des Rechtszugs der Stadt nach Oberndorf a. N..
um 1500 Hofgericht, in dem Richter der Stadt Hechingen sitzen; 1495 erhält die Stadt ein
Kollegiatstift, das 1536 an Stelle der außerhalb der Stadt gelegenen St. Lutzenkirche Pfarrkirche
wird).

Die Nähe des Stadtherrn und seiner Behörden hat wohl das Erstarken der kommunalen Kräfte nicht
gefördert. Als Beweis hierfür darf man ansehen, daß die Stadt nie ein kodifiziertes Stadtrecht erhielt.

                                                                                                                                                                                                          
Zollernhöfen der Renaissance, Beiträge zur Kulturgeschichte des deutschen Südwestens, Kassel 1962. Einen
Überblick über die hohenz. Geschichte geben: Karl S. BADER, Der deutsche Südwesten in seiner
territorialstaatlichen Entwicklung, Stuttgart 1950, S. 122-129; Franz HERBERHOLD, Ein Gang durch Hohenzollerns
Geschichte, Schwäbische Heimat 3, 1952, S. 233-235.
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Alle späteren sog. Privilegienbestätigungen bestanden in der Hauptsache in der Aufführung von zwei
Privilegien aus den Jahren 1388 (keine höhere Besteuerung durch die Grafen als bisher) und 1401
(die Hechinger Bürger sind vom Hauptrecht befreit, solange sie in der Grafschaft sitzen). Der starke
Einfluß des Stadtherrn auf das kommunale Wesen zeigt sich auch darin, daß der Graf sich jederzeit
vorbehält, die städtischen Richter zu ernennen, wenn er mit denen, die das Gericht selber zuwählt,
nicht einverstanden ist. Der Stadtvogt oder Schultheiß ist ein herrschaftlicher Beamter; die
Bürgerannahmen mußten von der herrschaftlichen Kanzlei genehmigt werden. Im Privileg von 1401
ist den Hechinger Bürgern die Befreiung vom Hauptfall zugesichert, solange sie in der Grafschaft
sitzen; 1580 verengt die Herrschaft diesen Raum auf die Stadt, d. h., wer die Stadt verläßt, wird
leibeigen. Daß die Kommune sich diese Beschränkung gefallen lassen mußte, zeigt ihre Stellung zum
Stadt- und Landesherrn.

Im 16. Jh. wächst der territoriale Umfang der Grafschaft (wichtigste Erwerbungen: 1497 Grafschaft
Haigerloch und 1535 Grafschaften Sigmaringen und Veringen). Das Ansehen des Hauses ist (bes.
durch Reichsämter) gewachsen. 1576 (Tod Gf. Karl I.) war der Höhepunkt der zollerischen
Besitzentwicklung in den schwäbischen Besitzungen bis zum Ende des Alten Reiches im wesentlichen
erreicht. Dieser Höhepunkt fand aber deshalb keine Fortsetzung, weil der Gesamtbesitz 1576 in drei
Linien zerfiel: Hechingen, Sigmaringen, Haigerloch.

Unter Graf Eitelfriedrich IV. von Hohenzollern-Hechingen (1576-1605) wird Hechingen zum Sitz
eines glanzvollen Hoflebens nach dem Vorbild der europäischen Renaissance-Höfe. Aus dem
Stadtschloß entstand ein monumentales schwäbisches Renaissance-Schloß. Die Stadt hatte in der 2.
Hälfte des 16. Jhs. ca. 900 Ew., 1605 umfaßte der Hofstaat 102 fest besoldete Personen.

Sigmaringen erlebte schon zwischen 1535 und 1578 eine höfische Prunkentfaltung unter Karl I.
(Präsident des Reichshofrates und Reichserbkämmerer). Die Forschungen von E. F. Schmid haben
die mannigfaltigen und engen Beziehungen zwischen Stadt und Hof im Bereich der Hofmusik deutlich
gemacht (Personalunionen kommunaler und herrschaftlicher Ämter).

Haigerloch hatte als Sitz einer zollerischen Linie von 1576 bis 1634 ein solches Hofleben nicht zu
sehen bekommen (1634 nach dem Erlöschen der Linie fiel der Besitz an Hohenz.-Sigmaringen). Die
wirtschaftlichen Grundlagen dieser kleinen Herrschaft, aber auch die vorhandenen Baulichkeiten im
engen Eyach-Tal, gaben hierzu keine Möglichkeit. In den 80er Jahren baute Gf. Christoph aus der
mittelalterlichen Burg ein Renaissance-Schloß. Für die Beurteilung des Verhältnisses von Herrschaft
und Stadt ist es wichtig, darauf hinzuweisen, daß Stadt und Herrschaft von 1381 bis 1497 Österreich
gehörten, aber meist verpfändet waren. Durch die häufigen Verpfändungen und auch infolge ihrer
Zugehörigkeit zu Vorderösterreich hatte die Stadt gerade im Vergleich zu Hechingen mehr
kommunale Freiheiten. So hatte sie ein Stadtrecht, das sie von Anfang an mit aller Kraft gegen die
Zollern bis ins 18. Jh. hinein verteidigen konnte. Obwohl Haigerloch zollerisches Allod war, wandten
sich die Haigerlocher immer wieder an die oberösterreichischen Statthalter, die zwischen Stadt und
Stadtherrn vermittelten.

Die im 13. Jh. aus einem Burgflecken hervorgegangene Stadt Sigmaringen hat sich in der frühen
Neuzeit topographisch nicht mehr weiter entwickelt. Im Vergleich zu Hechingen ist ihre Markt- und
Straßenlage, wie Hornberger nachgewiesen hat, ausgesprochen schlecht. Sigmaringen liegt im „toten
Winkel“. Die von Norden nach Süden bzw. von Nordwest nach Südost verlaufenden
Albüberquerungen laufen nicht auf Sigmaringen zu, sondern auf Laiz und Mengen, und finden dort,
vor allem in Mengen, Anschluß an die Fernstraße Ulm-Konstanz. Nach einer wechselvollen
Herrschaftsgeschichte im Mittelalter wird die Grafschaft Sigmaringen 1460 Reichslehen; in der
Lehensurkunde wird als Bereich der Grafschaft ein Bezirk umschrieben, der seit dem Anfang des 15.
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Jhs. als Forstbezirk nachweisbar ist. Die Werdenberger und ihre Nachfolger, die Zollern, mußten nun
innerhalb dieses Bezirks zum Teil ihre Grafenrechte erst durchsetzen. Der Teil der Grafschaft
Sigmaringen, in dem sie auch Grundherren waren, war sehr klein, und jener Teil, in dem sie Hoch-
und Niedergerichtsherren waren, nicht sehr viel größer. Die Vogtei über einige Klöster erleichterte
diese Aufgabe, dennoch gelang es den Zollern nicht, die volle Landeshoheit in ihrer Grafschaft
durchzusetzen. Trotz eines Reichskammergerichtsurteils von 1588, das die Grafschaft Sigmaringen
als Reichslehen auffaßte, hat das Erzhaus die Grafschaft immer als österreichisches Lehen behaupten
können. In der theresianischen und josefinischen Epoche war es das erklärte Ziel der
österreichischen Regierung, die Sigmaringer Fürsten letztlich zu mediatisieren. Obwohl es Österreich
gelang, Teile der Grafschaft aus dem Grafschaftsverband herauszubrechen, gelang das letzte Ziel
nicht, weil sich die Sigmaringer Fürsten, wie F. Kallenberg nachweisen konnte, hinter den
Schwäbischen Kreis stellten, der als genossenschaftlicher Gebietsverband zwischen Reich und
Reichsständen vermitteln konnte und dem Fürsten als Kreisstand gegen Österreich institutionellen
Halt und Schutz bot.

Dieser kurze und sehr unvollständige Hinweis auf die komplizierten Herrschaftsverhältnisse in der
Grafschaft Sigmaringen und auf die bis zum Ende des Alten Reiches umstrittene Landeshoheit ist
notwendig, um die Verhältnisse der Residenzstadt Sigmaringen übersehen zu können. Die Stadt
Sigmaringen und eine Anzahl von etwa 10 Dörfern war jener Bereich, über den Österreich immer die
Landeshoheit beanspruchte, und dies versetzte die Stadt Sigmaringen in die Lage, beide Herren
gegeneinander auszuspielen. Sigmaringen steuerte zu den österreichischen Landständen, die
Mediatkasse führte der Sigmaringer Stadtschreiber, und die Mediatlandschaft vertrat der
Sigmaringer Stadtschultheiß. Die Stadt verglich sich immer gern mit den benachbarten
österreichischen Donaustädten, doch dieses Doppelspiel führte nicht zu einer Weiterentwicklung der
Stadt. So wollte z. B. Fürst Johann 1619 der Stadt eine neue Stadtordnung geben, doch die Bürger,
die nicht in allem einverstanden waren, schalteten die oberösterreichische Regierung ein, und die neue
Stadtordnung von 1623 entstand unter maßgeblichem Einfluß Österreichs. Als 1695 auf Wunsch des
Handwerks die fürstliche Regierung mit Einvernehmen des Magistrats der Stadt eine neue
Zunftordnung gegeben hatte, wurde diese 1723 nochmals neu im gleichen Wortlaut, aber diesmal
von Kaiser Karl VI. gegeben, weil ein Stadtschultheiß inzwischen zu der Auffassung gekommen war,
daß die fürstliche Regierung nicht berechtigt gewesen sei, diese Ordnung zu erlassen. Durch ihre
schlechte Wirtschafts- und Verkehrslage war die Stadt nicht mehr gewachsen. 1682 hatte sie 77
Steuerzahler, die in 89 Wohnungen lebten, davon waren 10 Witwen, die wenig oder fast nichts
zahlen konnten. Die städtischen Einkünfte beliefen sich auf ca. 100 fl jährlich. Die Stadt hatte 6100 fl
Schulden, und das in ihren Privilegien festgelegte Ämterwesen (19 Ratsmitglieder) war eine der
Hauptursachen für das weitere Anwachsen der Schuldenlast. Wenn die Sigmaringer Regierung sich
um die städtische Verwaltung kümmerte, protestierte die Stadt. Andererseits griff im 18. Jh. das
österreichische Oberamt Nellenburg dauernd in die inneren Verhältnisse der Stadt ein, ohne den
Lehensinhaber zu informieren, oder es behauptete, die Fürsten kümmerten sich nicht um die Stadt.

Hechingen und Sigmaringen verloren zu Beginn des 30jährigen Krieges jenen Glanz der Residenz,
den sie durch den Grafen Karl und seine Söhne bis dahin gehabt hatten. Mit dem Beginn der
Glaubenskämpfe steht die Politik für Kaiser und Liga an den zollerischen Höfen im Vordergrund.
Hier, und nicht mehr in der Hofkultur, werden jetzt die Mittel eingesetzt; die aktuellen Probleme der
kaiserlichen und gegenreformatorischen Politik beschäftigen die  Grafen; bei der Begründung der
Katholischen Liga standen sie in der vordersten Reihe. Der Lohn war die Erhebung in den
Fürstenstand 1623, es erforderte aber auch Repräsentationspflichten und Ausgaben im kaiserlichen
Dienst. Die Folge war, vor allem bei den Hechingern, Einschränkung der Hofhaltung, radikales
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Sparen und letztlich eine Verschuldung, die sich bis ins 19. Jh. fortsetzte. In Hechingen hatte sie
schließlich noch, zur Ursache einen fast 100 Jahre währenden Streit mit den Untertanen um die freie
Pirsch, um klare Feststellung der Fronen, Dienste und Abgaben und schließlich um die Begrenzung
der landesherrlichen Gewalt.

Von den Sigmaringer Fürsten standen im 17. Jh. (von 1606 bis 1681) zwei Fürsten in kurfürstlich-
bayrischen Diensten und regierten ihr Land von ihren bayrischen Amtssitzen aus, und im 18. Jh.
verlegte schließlich Fürst Josef Friedrich infolge der Streitigkeiten mit dem Erzhaus seine Residenz
nach Haigerloch, das Allod war. Dieser Residenzzeit verdankt Haigerloch den Ausbau zu einem
kleinen barocken Fürstensitz. Unter seinem Nachfolger Karl Friedrich wurde zwar die Haigerlocher
Residenz wieder aufgelöst, aber nicht zugunsten von Sigmaringen, sondern das bei Sigmaringen
gelegene Krauchenwies wurde von da an immer mehr zum beliebten Aufenthaltsort der Sigmaringer
Fürsten, während Sigmaringen selbst nur die Hofbehörden in seinen Mauern behielt. So ist also
Sigmaringen im 18. Jh. zwar Residenzstadt, aber die Fürsten halten sich hier nicht dauernd auf (1792:
777 Ew., 149 Häuser, 175 Familien).

Um die gleiche Zeit hat Hechingen 1798 Ew., hinzu kommen 396 Juden. Mit den insgesamt 709
Hofbediensteten hat Hechingen insgesamt 2500 Ew. (550 Häuser). Vorn Ende des 18. Jhs. an
hielten sich die Hechinger Fürsten nicht mehr in ihrem teilweise baufällig gewordenen Stadtschloß auf,
sondern in einem ihrer drei kleinen Jagd- und Lustschlösser.

Die Fürstentümer Sigmaringen und Hechingen entgingen durch die Beziehungen zur Familie
Napoleons der Mediatisierung. Sie fanden in den Rheinbund Aufnahme, überstanden auch den Sturz
Napoleons und zählten als souveräne Staaten zum Deutschen Bund. Sie überlebten nicht nur,
sondern wurden in ihrem Besitzstand vergrößert. Die Residenzstadt Sigmaringen lag nun in der Mitte
eines von Norden nach Süden, von der Albhochfläche bis fast zum Bodensee sich erstreckenden
Fürstentums, und nun konnte sich die Stadt als Sitz sämtlicher Landesbehörden zum erstenmal über
ihre Mauern hinaus entwickeln. Die Bevölkerungszahl stieg in wenigen Jahrzehnten auf das Doppelte
an. Die Laucherttal-Straße wurde gebaut, und damit fand Sigmaringen Anschluß an die Nord-Süd-
Überquerung der Alb. Auch Hechingen erlebte zwischen 1815 und 1850 vor allem unter Fürst
Friedrich Wilhelm Konstantin und seiner Gemahlin Eugenie von Leuchtenberg, einer Tochter Eugen
Beauharnais‘, eine kulturelle Blütezeit, besonders durch sein Musikleben4.

Die hohenzollerischen Residenzstädte Hechingen und Sigmaringen reichten wohl nur in der zweiten
Hälfte des 16. und zu Beginn des 17. Jhs. an die mittleren Residenzen heran. Am Ende des 18. Jhs.
hatten das Fürstentum Hechingen 270 qkm und das Fürstentum Sigmaringen ca. 400 qkm. Im
Fürstentum Hechingen lebten 13 500 Ew., im Sigmaringer 15 500 Ew. Die Stadt Hechingen hatte
damals gegen 2 500 Ew., Sigmaringen nicht ganz 8005. Es handelt sich hier also im 17. und 18. Jh.
um ausgesprochene Kleinterritorien und Kleinresidenzen.

Was die großen Territorien hinsichtlich ihrer Residenzen auszeichnet, die Gründung neuer
Residenzstädte, fehlt hier vollständig, weil einmal die Mittel dazu gar nicht vorhanden gewesen wären
und letztlich das Vorhandene ausreichte. Der Unterschied zwischen Dorf und Stadt war nicht groß.
Landstände, die Einfluß auf die Regierung des Landes hätten nehmen können, kannten beide
Fürstentümer nicht; sie konnten lediglich den Bürger vor willkürlicher Besteuerung schützen und
hatten ein Petitionsrecht gegenüber dem Fürsten. Die Hechinger Fürsten besaßen eine allodiale
Grafschaft und waren wirkliche Landesherren mit einer großen Grundherrschaft. Das mag, alles

                                                                
4 Anton Heinrich BUCKENMAIER, Eugenie Fürstin von Hohenzollern-Hechingen, Zs. f. Hohenz. Gesch. 1, 1965, S.
1 ff.
5 Die Zahlen nach KALLENBERG, ZGO 111, 1963, S. 359, 366.
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zusammengenommen, auch die Ursache sein für die schwach entwickelte kommunale
Bewegungsfreiheit der Residenzstadt Hechingen, die nie ein geschriebenes Stadtrecht besaß.
Sigmaringen andererseits war mit kommunalen Freiheiten ausgestattet, die sich aber im 17. und 18.
Jh. als Nachteil herausstellten, weil diese auf dem Papier stehende Selbstverwaltung die Stadt
hinderte, „in den Staat integriert zu werden“ (Kallenberg). Andererseits fehlte auf Grund der
schlechten Markt- und Verkehrslage ein wirtschaftlich starkes Bürgertum, das diese Privilegien hätte
mit politischem Leben erfüllen können. Bis zum Ende des Alten Reiches gab es in beiden
Fürstentümern keine Zeitung, ein Drittel der Bevölkerung waren Analphabeten. Geistiges Leben,
Schul- und Bildungswesen gab es so gut wie nicht. Erst im 19. Jh. werden hierin die ersten
ernsthaften Bestrebungen sichtbar6. Andererseits zeigt aber auch wieder der Verlauf der 48er
Revolution in Hohenzollern, daß die Ideen der Zeit in den Städten fast keinen Einfluß gefunden
hatten. Hechingen hatte bei Beginn der Revolution überhaupt keine zeitgenössischen politischen
Forderungen; die Revolution wurde hier vom Lande in die Stadt getragen.

Mit der 48er Revolution hängt aber ein wichtiger Wendepunkt in der hohenzollerischen Geschichte
zusammen: Die beiden hohenzollerischen Fürsten traten 1849 ihre Souveränität an Preußen ab. Der
Hechinger Fürst verließ in den Revolutionstagen sein Land, um nicht mehr zurückzukehren (mit
seinem Tod 1869 erlosch die Hechinger Linie). Hechingen war nicht mehr Residenz. Der von seinen
Untertanen enttäuschte Sigmaringer Fürst Karl Anton war erst 20 Jahre lang in preußischen Diensten
(General, Ministerpräsident, Militärgouverneur) und kam 1871 wieder endgültig nach Sigmaringen.
Obwohl offiziell nicht mehr Residenz, spielte der Hof besonders durch die politischen Verbindungen
des Fürsten Karl Anton und seiner Nachfolger eine bedeutende Rolle im Leben der Stadt.
Sigmaringen wurde Sitz einer preußischen Provinzialverwaltung mit den entsprechenden
Landesbehörden. Es entwickelte sich so zur hohenzollerischen Haupt- und Behördenstadt.

Hechingen, nun ohne Residenz, konnte auf seiner Verkehrs- und Wirtschaftslage weiterbauen und ist
heute eine Stadt des Gewerbes und der Industrie. Sigmaringen mußte, um als Stadt zu überleben,
eine Behördenstadt werden, weil seine Lage keine andere Entwicklung ermöglichte. Hechingen ist
eine schwäbische Stadt geblieben. Sigmaringen ist durch 100 Jahre preußische Provinz, das
Weiterbestehen des Hofes, durch die Bevölkerungsumschichtung nach dem 2. Weltkrieg und
schließlich noch durch seine große Garnison heute zu einer recht eigenartigen Sozialstruktur
gekommen, die bei der Integration der Bevölkerung zu einem Gemeinwesen die Stadt in der
Gegenwart vor große Schwierigkeiten stellt.

Karl Schumm: Die Residenzen in Hohenlohe

Unter den Residenzen in Süddeutschland haben die in dem ehemaligen Fürstentum Hohenlohe
dadurch ein besonderes Gepräge, daß das nicht allzu große Territorium seit der Mitte des 16. Jhs.
mehrmals geteilt wurde. Dadurch entstanden zunächst zwei Hauptlinien, die sich im Laufe der Zeit
wiederum jeweils in 6 bzw. 5 Linien teilten. Wenn auch dem Gesamthaus Hohenlohe ein Senior
vorstand, dem die staatspolitischen Aufgaben, Lehensempfang, Überwachung der Regale und der
Familienverträge oblagen, so hatte doch jeder Linienälteste seinen eigenen Wohnsitz und ließ es sich
angelegen sein, diesem einen repräsentativen Residenzcharakter zu geben. Dies erfolgte vor allem im
18. Jh., nachdem eine Linie nach der anderen den Fürstentitel verliehen bekam. So trat in Hohenlohe
der einmalige Fall ein, daß in einem Fürstentum völlig gleichberechtigt 8 Fürsten ihr eigenes, unter

                                                                
6 Fritz KALLENBERG, Die Schulorganisation von 1809 im Fürstentum Sigmaringen, Hohenzollerische Jahreshefte
22, 1962, S. 99-140.
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Umständen sehr kleines Linienterritorium regierten. Diese Verhältnisse, die die politische Bedeutung
des Fürstentums natürlich mindern mußten, ließen sein kulturelles Leben sehr vielgestaltig werden,
und dies um so mehr, als die Hohenlohe gezwungen waren, hohe Beamtungen im Reich oder im
Ausland anzunehmen.

Es sind aber nicht nur die von außen herangetragenen Einflüsse, die jeder der hohenlohischen
Residenzen – es waren zeitenweise bis zu 13 – ihr ganz persönliches Gepräge gaben, sondern es ist
noch mehr die historische Entwicklung, aus der sie auf recht verschiedene Weise geworden sind.
Ingelfingen, Weikersheim, Niederstetten und Künzelsau, auf den lockenden Auen der Flußtäler
gelegen, entwickelten sich aus frühmittelalterlichen Siedlungen. Der Kern der Residenzen
Waldenburg, Neuenstein, Kirchberg und Langenburg ist die Burg staufischer Ministerialen mit der
Vorburg, in deren Schutz die Siedlung entstand. Waldenburg war staufische Verwaltungsburg, auf
der schon ab Mitte des 13. Jh. die Hohenlohe, nachdem ihnen die Vogtei über das Stift Öhringen
übertragen worden war, saßen, und für die Burg Neuenstein bekamen sie 1351 das Recht, bei ihr
eine Stadt mit Ummauerung zu bauen. Bartenstein ist das eigenartige Beispiel einer im 18. Jh. vom
Schlosse aus geplanten Stadt.

Die Stadtrechtsverleihungen erfolgten fast ausnahmslos im 14. Jh. an die Grundherren, so daß man
von diesem Zeitpunkt an vom Ausbau zur Landeshoheit sprechen kann. Es lag nun im Interesse des
aufkommenden Landesherrn, befestigte Siedlungen zu schaffen, in denen sein fester Wohnsitz, die
Burg, einen erhöhten Schutz erhielt. Diese Siedlungen wurden Zentren der Verwaltung der
Landesteile. Durch das mit dem Stadtrecht verbundene Marktrecht wurden sie Mittelpunkte auch für
die Landbevölkerung, die außerdem in kriegerischen Zeiten in ihrer Ummauerung Schutz
anzusprechen hatte. Aus diesen Voraussetzungen folgte das Bestreben, die aus der frühen
fränkischen Ausbauorganisation stammenden, ursprünglich königlichen Rechte an die Regierung in
den neugegründeten Städten zu bringen. So wurde die Hohe Gerichtsbarkeit, die in den fränkischen
Gauen ursprünglich in den Centen ausgeübt wurde, an die Residenzen gezogen. Man behielt ihren
Aufbau, die Besetzung und die Form bei, den Vorsitz aber führte ein gräflicher Beamter. Nach der
Reformation übernahm der Landesherr auch die kirchliche Oberhoheit. Der Begriff der Residenz ist
also damit gegeben, daß von einem, die Macht verkörpernden, festen Platze aus ein Resident mittels
seiner hier waltenden Regierung seinem Gebiet den landesherrlichen Willen auferlegt.

Hinsichtlich der Ordnungen beachtete man das alte, gewordene Gewohnheitsrecht, auf dem die
rechtliche Substanz sämtlicher alten Siedlungen in Hohenlohe beruht. Es blieb weiterhin bestehen,
durch notwendige Zusätze der Regierung erweitert und so in den Stadtbüchern des 16. Jhs.
zusammengefaßt. Zu diesem Zeitpunkt ist die Landesherrschaft bereits so gefestigt, daß sie keines
kaiserlichen Privilegs mehr für ein Stadtrecht bedarf. Die verbindlichen Landesordnungen und die im
besonderen erlassenen Regierungsanordnungen regeln die rechtlichen Zustände innerhalb der
Residenzstädte und ihres Territoriums.

Der Schwerpunkt der bürgerlichen Verwaltung liegt in der Überwachung der Gewohnheitsrechte,
der überlieferten und der durch notwendige Neuregelungen entstandenen. Die ausübenden Organe
sind im allgemeinen zwei Bürgermeister und sechs Richter. Unter ihnen stehen die Schieder, die
Schätzer, die Brunnenmeister und auch die Zunftmeister, die zwar auch nach einer Art
Gewohnheitsrecht handeln, doch in den letzten Entscheidungen von der Regierung und den
Bürgermeistern abhängig sind. Der Hof und seine Bewohner, einschließlich der in der Form von
Beamten angenommenen Bediensteten, sind von den städtischen Verpflichtungen ausgenommen. Nur
soweit ihr Grundbesitz innerhalb des zur Stadtverwaltung gehörenden Raumes liegt, unterstehen sie
den städtischen Gebräuchen und Anordnungen. Die Verteidigung der befestigten Anlagen oblag dem
Bürger. Die Voraussetzung für die steuerlichen Abgaben war die Schatzung des Vermögens durch
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eigene Angaben und durch die Überprüfung durch die Richter. Die vom Vermögen errechnete
Abgabe war die Beet oder Herdsteuer. Auch bei Sonderfällen wurde durch Schatzung eine Steuer
erhoben. Die Zünfte hatten ihren Sitz ausschließlich in den Residenzstädten.

Die Anlage der Städte wurde von der Struktur der Bürger bestimmt, und letztere ist heute noch aus
ersterer abzulesen. Man findet das Beamtenviertel in der Nähe des Schlosses, die bescheideneren
Häuser der Handwerker werden seit dem 18. Jh. in eigenen Vorstädten zusammengefaßt
(Ingelfingen). Man förderte das Handwerk durch Schenkung von Baugrund und durch Steuerfreiheit,
was zu seinem hohen Stand in den hohenlohischen Residenzen seit diesem Jahrhundert führte. In
dieser Zeit nahm auch die auf rein bäuerlicher Grundlage beruhende Finanzwirtschaft einen günstigen
Aufstieg, da durch die Einführung der Grünwirtschaft, der „Anblümelung“ der Brache, das nutzbare
Feld um ein Drittel vermehrt werden konnte. Damit erhöhten sich die steuerlichen Einnahmen aus
dem Zehenden und den Schatzungen um ein Erhebliches. Es kam noch dazu, daß die hohenlohischen
Bauern sich auf Viehmastung festlegten. Der Erlös für das vor allem nach Frankreich ausgeführte
Vieh war so bedeutend, daß die Bauern zu Wohlstand und einer selbstbewußten Kultur kamen, die
sich noch heute aus der Anlage der Höfe und dem Reichtum der bäuerlichen Geräte ablesen lassen.

Durch die größeren Einnahmen der Landeskassen war es möglich, die Residenzen umzubauen, zumal
für das nun in den Fürstenstand erhobene Haus eine erhöhte Repräsentation notwendig wurde. Man
holte sich von den Höfen befreundeter Fürsten Künstler von Rang und beauftragte diese mit der
Planung, die dann aber von einheimischen Kräften durchgeführt wurde. So plante Retti in Kirchberg
und Langenburg, die Schule Dientzenhofer in Bartenstein. Daß es ganze Handwerkergenerationen
gab, deren Können und Bedeutung weit über dem Niveau gewöhnlicher Handwerker standen, dafür
sind die Sommer in Künzelsau, die Ritter und die Schillinger in Öhringen ein Beispiel. Der Umbau der
Schlösser ist im 18. Jh. nicht zu denken ohne die Anlage von Gärten und Parkanlagen und endlich
nicht ohne die zusammenfassende Umgestaltung der ganzen Stadt zu planvoller Einheit. Untrennbar
gehört die Kirche zu Stadt und Schloß, und es entstehen jene Kirchen, die mit ihrem festlichen,
übereinander angeordneten Aufbau von Altar, Kanzel und Orgel protestantische Symbolik auf
eindringliche Weise darstellen.

Unter dem Einfluß der pädagogischen und philanthropischen Forderungen der Zeit reformieren auch
die hohenlohischen Landesherren das gesamte Schulwesen. Ein gebildeter Volksschullehrerstand
sollte an Stelle der Schulmeister treten, die sich aus ehemaligen Lakaien, Jägern und aus abgedankten
Soldaten rekrutierten. Die weiterführende Schule in der Residenzstadt war die Lateinschule. Wie
sehr sich diese Ausbildung bewährte, zeigen Persönlichkeiten wie die des Johann Friedrich Mayer,
Pfarrers in Kupferzell und Erneuerers der Landwirtschaft, der europäischen Ruf genoß, oder Namen
wie Schlözer, Eichhorn, Meister und bis heute die Familie der Weizsäcker, die als Wissenschaftler
eine bedeutende Rolle spielten. Für den geschulten und wissenschaftlichen Disziplinen ergebenen
Beamtenstand mußte man Bibliotheken zur Verfügung stellen; es entstanden die Schloßbibliotheken
und in der Folge Dienerschaftsbibliotheken und Volksbibliotheken für den Bürger. Weiterhin wurden
in den Residenzen Industrieschulen errichtet, die den Handwerker für erhöhte Anforderungen mit
dem nötigen Wissen und Können ausrüsten sollten. Auch die Ausübung der Musik erfuhr
Wertschätzung und Förderung. Viele Beamte, Hofbedienstete und Bürger beherrschten ein
Instrument. Die Werke zeitgenössischer Meister wurden ab- und umgeschrieben und aufgeführt.
Stamitz und Dittersdorf, Fasch und Eichner kamen zu Gast und führten zum Teil den Titel eines
hohenlohischen Hofmusikus.

Aus all dem ist ersichtlich, wie sehr der Fürst und sein Hof das kulturelle Leben bestimmten. Meist an
einer mittel- oder norddeutschen Universität gebildet, stand er, obwohl nur in seltenen Fällen
ausschließlich Landesherr, zu seinem Land und dessen Bevölkerung in enger Verbindung voll
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persönlicher Fürsorge bei allen Regierungsgeschäften. Durch die Mediatisierung fand dieses
fruchtbare geistige und kulturelle Leben des kleinen Fürstentumes ein jähes Ende. Die einheimischen
Beamten wurden rücksichtslos entfernt, die Generation der alten Fürsten mußte sich, nun nicht mehr
souverän, vom tätigen Leben innerhalb ihres ehemaligen Fürstentumes zurückziehen. Da die alten
Gülten und Abgaben so schnell nicht abgelöst werden konnten, Württemberg aber Steuern einzog,
wurde der Bauer zusätzlich besteuert. Die Mastviehwirtschaft kam zum Erliegen. Die Handwerker
bekamen keine Staatsaufträge mehr, das Landesgymnasium wurde in eine Trivialschule
umgewandelt, die Residenzstädte wurden Provinzstädte.

Diskussion

Borst: Nur einige Bemerkungen zu dem eben angeschnittenen, in der Zusammenfassung nicht
aufgenommenen Problem, inwieweit die Reichsstädte im Barock und in der Aufklärungszeit kulturelle
Impulse weitergegeben haben oder ob die Residenzstädte in dieser Beziehung damals an die Stelle
der Reichsstädte getreten sind. In letzteren ist das genossenschaftliche Element mit vielen
Überdeckungen herrschaftlicher und auch aristokratischer Form zweifellos lebendig, während es z.
T. in manchen Residenzstädten völlig zu fehlen scheint; daher ist auch dort die Mitwirkung des
Bürgertums in kultureller Hinsicht zu erwarten. – Es gibt eine Fülle von Beispielen, daß von einem
Versagen der Reichsstadt nicht die Rede sein kann. So geht die Ausformung des Begriffs Rokoko
letztlich auf Augsburg zurück, das noch einmal gerade im 18. Jh. mit seinen Malern und Stukkateuren
ganze kunsthistorische Landschaften versorgt hat; man redet im 18. Jh. zunächst nicht von Rokoko,
sondern von „Augsburger Geschmack“. Ein weiteres Beispiel wäre das Theater zu Biberach. Es ist
Ulm zu erwähnen mit den Namen Furttenbach und Magirus, und es gibt eine naturwissenschaftliche
Tradition, die z. B. im neckarschwäbischen Raum zur Industrialisierung führt; die württembergische
Industrie wird nicht so sehr von Stuttgart inspiriert als etwa von Heilbronn, Reutlingen, Ulm usw.

Bader: Es ist in mehreren Fällen zu beobachten, daß die revolutionäre Bewegung der Jahre 1848/49
sich in den Residenzstädten z. T. besonders ausgewirkt hat. Die Gründe liegen wohl darin, daß in
den mediatisierten Fürstentümern eine Teilung zwischen Staatsgewalt und Adelsherrschaft eingetreten
ist. Neben den jetzt staatlichen Steuern bestehen die alten feudalen Lasten weiter; die Staatssteuern
werden wohl als unausweichlich angesehen, aber die nunmehr rein privatrechtlichen Ansprüche des
zum Privatmann deklarierten Fürsten werden als lästig bekämpft. Daher rührt die Obstruktion gerade
in Donaueschingen und Sigmaringen, die zur Folge hat, daß beide Städte für einige Jahre die
Residenzeigenschaft verlieren.

Haselier: In Baden hat die revolutionäre Bewegung von 1848 ihren Ausgang genommen im
standesherrlichen Odenwald, in einer Erhebung gegen die nicht in Baden sitzenden, aber dort
begüterten Fürsten von Leiningen in Amorbach. – Zu behandeln sind auch die Spannungen zwischen
den Einwohnern der Residenzstädte und den residierenden Fürsten. Die Pfälzer Kurfürsten haben z.
B. Heidelberg auch deshalb verlassen, weil sie sich mit der Bevölkerung in verschiedenen Fragen
nicht einigen konnten; angeblich war auch das Verhältnis zwischen den Markgrafen von Baden-
Durlach und der Stadt Durlach getrübt. – In Karlsruhe ist im Hofbezirk eine Hofsteinschleiferei
entstanden, also ein ausgesprochenes Luxusgewerbe für die Hofbedürfnisse. Die Hofwerkstätten
sind wohl in vielfacher Hinsicht eine Erwerbsgrundlage für die Bevölkerung der Residenzstadt
geworden. Hier ist auch Erbach mit seiner Elfenbeinschnitzerei zu erwähnen. In der Nähe von
Freudenstadt befanden sich Lagerstätten mit dem Rohmaterial für Edelsteinschleifereien, das dann
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nach Ludwigsburg transportiert wurde; auch hiermit könnte sich das Interesse des Landesherrn für
Freudenstadt erklären lassen.

Maschke: Ich bin bei all diesen Luxusgewerben skeptisch, ob sehr viel dabei herausgekommen ist.

Schumm: In Hohenlohe steht die Bevölkerung unmittelbar nach der Mediatisierung noch auf der
Seite des Fürsten, und auch die Beamten haben ihm noch Treue bewahrt. Das hat z. T. auch darin
seinen Grund, daß zunächst eigentlich nur die Lebensverhältnisse geändert wurden und an die Stelle
des Kaisers der König von Württemberg trat, ohne daß die eigentlichen Herrschaftsverhältnisse sich
geändert hätten; das geschah erst nach und nach. Nun wurden jedoch die Gülten, die seit eh und je
vom Grundbesitz an den Fürsten gezahlt werden mußten, neben den neuen Staatssteuern
beibehalten; das führte praktisch zu einer Doppelbesteuerung des Bauern, so daß z. B. der
hohenlohische Abgeordnete Pfr. Wilhelm Zimmermann die Bauern regelrecht aufwiegeln konnte.
(Maschke: Das ist aber nicht die Frage Fürst-Residenzstadtbevölkerung, sondern das Problem
Bauer-Herrschaft!) Wir kennen in Hohenlohe nicht Bürger der Residenz, die sich gewehrt, sondern
nur die Bauern, die dann die archivalischen Unterlagen verbrannt haben. Ähnliche Vorgänge finden
wir bei den Herren von Gemmingen und in dem ehemals ritterschaftlichen Territorium der Weiler. Die
Erscheinung war so kurzlebig, daß die Fürsten im allgemeinen im Land blieben. – Der Fürst spielt
heute in Hohenlohe nicht mehr die Rolle wie z. B. noch in Hohenzollern. – Auch in Hohenlohe sorgte
die Regierung in schlechten Zeiten für Arbeitsbeschaffung. Nach dem 30jährigen Krieg wurden auf
den Feldern die Feuersteine gesammelt, geschliffen und zur Möbelherstellung verwendet. 1817/18,
nach dem Hungerjahr, wurden Parkanlagen erstellt unter Einsatz der arbeitslosen Bevölkerung; diese
und andere derartige Maßnahmen wurden nicht aus den Landessteuern bezahlt, sondern aus der
Privatschatulle der Fürsten, deren wesentliche Einnahmen nicht in der Grafschaft, sondern in ihrem
auswärtigen Besitz oder den Einkünften aus ihren auswärtigen Ämtern lagen.

Stoob: Ein schönes Beispiel für das Verhältnis zwischen der altständischen großen Bürgergemeinde
und dem Fürsten ist die Fürstensitz-Abfolge Braunschweig-Wolfenbüttel-Braunschweig. Eine alte
Landschaftsmitte wird zum Zentrum dynastischer Machtbildung im 11./12. Jh. Die Herrschaft,
welche die Stadt zunächst fest in der Hand hat, wird im 13. Jh. hinausgedrückt (wie z. B. in fast allen
Bischofsstädten, aber auch anderswo), worauf sich eine der welfischen Linien in einer alten
Burganlage in Wolfenbüttel niederläßt; hier entwickelt sich nach und nach eine Stadt. Während dieser
ganzen Zeit aber ringt der Landesfürst um die Wiedereroberung von Braunschweig, das er nicht
bekommen kann. Das ist bezeichnend für unsere Residenzen; denn sie legen sich neben Mittelstädte,
nicht aber neben die ganz großen Städte des Mittelalters. Während 1611 Braunschweig durch
Unterstützung der Hanse seine Selbständigkeit noch wahren konnte, fiel es endlich 1671 wieder in
die Hand des Fürsten; das große Schloß des 18. Jhs. wird nun in Braunschweig (und nicht in
Wolfenbüttel) gebaut. – Die neuen Bedürfnisse einer gehobenen Gesellschaft des 17./18. Jhs.
werden durch die neuen Industrien gedeckt; ich erwähne z. B. die Seidenindustrie der von der Leyen
in Krefeld, die Erzeugung von Luxustuchen in Neu-Hanau. Das ist kennzeichnend für die
Gewerbetätigkeit in den neuen Städten; denn dies sind Gewerbe, welche die alten Städte in diesem
Maße nicht pflegen konnten. So kommt auch vom Gewerbe her seit diesen Neugründungen eine
völlig neue Welt herauf.

Rommel: Als Herzog Friedrich um 1600 in Freudenstadt eine Zweigstadt gründete, ließ er sie als
Idealstadt bauen. Es sollte aber wohl nicht eine Residenzstadt werden, auch wenn er (wie übrigens
auch in Calw) den Bau eines Schlosses vorsah. – Die Ummauerung seit 1660 läßt sich daraus
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erklären, daß Freudenstadt inzwischen eine richtige Stadt – und nach dem Verlust der Pfandschaft
Oberkirch Grenzstadt – geworden war, zudem an der wichtigen Straße über den Kniebis nach
Straßburg lag. Edelsteinschleifereien gab es in Christophstal, der Keimzelle von Freudenstadt, nicht.
Die Stadt hat sich vor allem durch das Wirtschafts- und Fuhrgewerbe wie durch Metallgewerbe
(Nagel- und Messerschmiede) entwickelt.

Raisch: Ist es nicht möglich, die Typologie, die Merkmale, die Komponenten der Residenzstadt
stärker herauszuarbeiten, als es bisher mit den gebotenen Einzelbeispielen geschehen ist? Wie wirkt
sieh die Residenz auf das Stadtbild, auf das städtische Leben, auf die Funktionen der Stadt aus?

Leiser: Die Spannung zwischen Fürst und Residenzstadt scheint mir mit dem allgemeinen
sozialpsychologischen Gesetz zusammenzuhängen, daß eine nahe Herrschaft viel lästiger als eine weit
entfernte ist. Das läßt sich bis in die Anfänge der mittelalterlichen Bischofsstadt zurückverfolgen. –
Nach mittelalterlichem Rechtsdenken ist eine Verwaltung nicht wie heute in hierarchischen Stufen
organisch gegliedert, sondern alle Verwaltung gilt als Delegation des abwesenden Gewaltinhabers an
irgendeinen Beamten. Als Konsequenz erlischt die Delegation in dem Moment, wo der Landesherr
anwesend ist. Wenn nun der Landesherr in die Stadt zieht, besteht immer wieder die Gefahr, daß er
alle Delegationen für erloschen erklärt; das kann z. B. auch das Amt des Stadtschultheißen betreffen.
Als nach 1660 die vorderösterreichische Regierung von Ensisheim nach Freiburg verlegt werden
sollte, wehrte sich Freiburg zunächst heftig dagegen, weil es wohl für seine Selbständigkeit fürchtete,
und ließ sich erst durch weitgehende Bestätigungen der alten Freiheiten beruhigen. – Ob die Residenz
für eine Stadt ein Glück ist, hängt von den Verhältnissen ab: Bei kleineren Orten wie in Hohenlohe
war es sicher der Fall, für eine wirtschaftlich lebenskräftige Gemeinde, wie es Freiburg noch im 17.
Jh. war, lag die Sache wohl anders.

Schwineköper: Freiburg hat im Jahre 1650 etwa 3000 Einwohner. Das zeigt, daß die Stadt nicht
mehr sehr bedeutend war, wie auch ihre wirtschaftliche Kraft gering geworden sein dürfte. Es hat
andererseits schon im MA. 1368 einmal versucht, den Landesherrn abzuschütteln. Er wurde
ausgekauft, so daß er sich mit den städtischen Geldern die Herrschaft Badenweiler beschaffen
mußte. Da die Stadt sich dabei aber finanziell übernommen hatte, blieb nichts anderes übrig, als sich
die dabei entstandenen ungeheuren Schulden von den Habsburgern bezahlen zu lassen und sich
freiwillig unter habsburgische Herrschaft zu begeben. – In gängigen Handbüchern steht bei den
Abschnitten über die einzelnen Residenzstädte stets ein Hinweis auf französische Vorbilder
(Versailles usw.). Lassen sich solche Vorbilder, gerade für die systematischen Gründungen,
nachweisen?

Bader: Aus den hier vorgetragenen Beispielen läßt sich wenig über Entlehnungen aus Frankreich
sagen. Bei Karlsruhe wäre daran zu denken. In anderen Fällen ist es ganz eindeutig, z. B. in
Schwetzingen.

Stoob: Karlsruhe findet sich wieder, wenn auch in verkleinertem Maßstab und steckengeblieben, in
Neustrelitz, Ludwigslust und Carlsruhe (Schlesien). Für Freudenstadt ist sicher, daß Schickhardt das
1597 erschienene Werk des Straßburger Theoretikers Speckle kannte wie auch den 1527
entworfenen Idealplan einer quadratischen Stadtanlage von Dürer. Schickhardt hat das Schloß
zunächst in die Ecke legen wollen (wie Dürer) und es erst auf Wunsch des Fürsten in die Mitte
gesetzt; statt dessen hat er im zweiten Plan die ursprünglich bereits vorgesehenen barock-vierseitigen
Baublöcke fallen lassen und das zweizeilige System von Dürer wieder aufgenommen, wodurch das
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eigenartige „Mühlbrett-Schema“ der Stadt bedingt wird. Im übrigen ist auf die von Vitruvius
ausgehenden italienischen Theoretiker, auf den spanisch-niederländischen und den von dort
befruchteten schwedischen Städtebau des 16. und 17. Jhs. zu verweisen; nicht zu vergessen ist der
französische Städtebau mit den großen Bastionärbefestigungen von Vauban. Ein schönes Beispiel ist
auch der Städtebau der Conquistadoren des 16. Jhs. in Südamerika, der von den italienischen
Idealplänen beeinflußt ist.

Maschke: Wenn wir genau wüßten, was eine Residenzstadt ist, würden wir diese Tagung nicht
gebrauchen. Wir können lediglich den Versuch machen, einen Komplex aufzunehmen, und nur
hoffen, aus den bisher und noch in Zukunft gebotenen Beispielen gewisse grundsätzliche Schlüsse zu
ziehen. Eines allerdings wird jetzt schon klar, daß Residenzen keineswegs überall und zu allen Zeiten
dasselbe sind und das Problem mit einer einzigen Definition nicht zu fassen wäre. So stellten uns z. B.
gerade die Vorträge über die Residenzstädte der kleinen Staaten vor das Problem der kulturellen
Leistung, das aus mehreren Gründen vorher nicht so deutlich behandelt wurde. Treffen wir hier auf
das Phänomen der deutschen Kultur des 18. Jhs.? Ist ihre Ausstrahlung wirklich so groß, oder hat
sie sich nicht doch im wesentlichen in den Grenzen der höfischen Adelsgesellschaft abgespielt, die
sich nun der städtischen Intelligenzen bemächtigt, um damit ihre Repräsentation zu steigern? Auf
jeden Fall gehört die Erörterung der kulturellen Leistung hinein in den Rahmen der Untersuchung der
Residenzstadt als Phänomen. Dabei ist es zu begrüßen, daß wir vor allem in der Diskussion auch
immer wieder aus unserem Gebiet herausgeführt wurden, so daß wir der Gefahr etwas entgehen,
durch die Begrenzung auf den südwestdeutschen Raum bestimmte Phänomene zu übersehen, die hier
fehlen.

Sonntag, den 14. 11. 1965

Organisatorischer Bericht

Sydow erstattet am 14. 11. einen Bericht über die organisatorischen Probleme des Arbeitskreises.
Er dankt zunächst für das Interesse und die Unterstützung, welche der Arbeit an vielen Stellen zuteil
wurde. Nachdem es sieh gezeigt hat, daß der 1960 gefaßte Beschluß, einen solchen Arbeitskreis zu
gründen, ein gutes Echo gefunden hat und ein unbezweifelbares Interesse an der Fortführung besteht,
ist es nunmehr nötig, ihm eine feste organisatorische Form zu geben. Der bisherige Beirat hat sich
nach ausgiebigem schriftliche und mündlichen Meinungsaustausch zu einem Organisationstyp
entschlossen, der im wesentlichen dem der historischen Kommissionen und ähnlicher Institutionen
entspricht; die bisherigen und die zugewählten Mitglieder des seitherigen Beirats sind Ordentliche
Mitglieder des Vereins „Arbeitskreis für südwestdeutsche Stadtgeschichtsforschung“, alle übrigen
Forscher werden als korrespondierende Mitglieder berufen und wurden nochmals zur Mitarbeit in
der Zukunft aufgefordert.

Im Anschluß an die allgemeinen Darlegungen wurde die neue Satzung und die Konstituierung des
Vereins am 13. 11. 1965 bekanntgegeben. Aus den Wahlen gingen hervor als I. Vorsitzender Univ.-
Prof. Dr. Maschke (Heidelberg), als II. Vorsitzender Staatsarchivdirektor Dr. Grube (Ludwigsburg),
als Geschäftsführer Stadtarchivrat Dr. Sydow (Tübingen). In den Arbeitskreis wurden zugewählt
Stadtarchivar Dr. Burg (Hagenau) und Staatsarchivdirektor Dr. Grube. Als korrespondierende
Mitglieder werden durch Beschluß des Arbeitskreises bis zur endgültigen Berufung alle in der
Stadtgeschichtsforschung tätigen Persönlichkeiten angesehen, die bisher mindestens einmal an den
Arbeitstagungen teilgenommen haben.
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Der Druck der Protokolle wird in Zukunft in der „Zeitschrift für württembergische Landesgeschichte“
erfolgen, während die Veröffentlichung der Vorträge den Referenten weiterhin freigestellt bleibt.

Die nächste Arbeitstagung wird in Schwäbisch Hall vom 11.-13. November 1966 stattfinden; das
Thema lautet: „Gesellschaftliche Unterschichten in den südwestdeutschen Städten.“ Für die Zukunft
soll versucht werden, eine langfristigere Planung der Tagungsthemen zu erarbeiten.

Maschke stellt die neue Organisation des Arbeitskreises und die gefaßten Beschlüsse zur
Diskussion und findet die einhellige Zustimmung der Teilnehmer.

Franz Götz: Meersburg als Residenzstadt der Bischöfe von Konstanz

Im August 1526 verlegte Bischof Hugo von Hohenlandenberg seinen Wohn- und Amtssitz aus der
zur Reformation übergetretenen Stadt Konstanz in die alte Meersburg, die er bereits seit 1508 aus
der unwirtlichen mittelalterlichen Burg in ein wohnliches Schloß verwandelt hatte. Aus der
bischöflichen Landstadt Meersburg, in der sich die Bischöfe von Konstanz zuvor nur vorübergehend
aufgehalten haben, wurde nun die fürstbischöflich Konstanzische Residenzstadt.

Die wohl während des Investiturstreites erbaute Meersburg war von Anfang an eine Burg des
Bischofs von Konstanz gewesen und blieb es – von einer zeitweiligen Entfremdung durch die Grafen
von Rohrdorf/Meßkirch im 12. und zu Beginn des 13. Jhs. abgesehen – bis zur Säkularisation des
Hochstiftes. Für die nach 1210 planmäßig von der Burg aus angelegte bürgerliche Siedlung erhielt
der Konstanzer Bischof Heinrich von Tanne 1233 das Recht, an einem beliebigen Wochentag einen
Markt abzuhalten. Da sich die Lage dieses Marktes in der Oberstadt bald als ungünstig erwies, kam
es noch im 13. Jh. zur Schaffung eines neuen Marktbezirkes unterhalb der Burg in einem
aufgeschütteten Gelände am See, in der heutigen Unterstadt.

Den Abschluß und die Legalisierung der tatsächlichen Entwicklung Meersburgs zur Stadt bildete das
1299 von König Albrecht erwirkte Diplom, mit dem dieser dem Konstanzer Bischof Heinrich von
Klingenberg für seine Stadt Meersburg die Rechte und Freiheiten der Stadt Ulm verlieh,
insbesondere das Recht des ausschließlichen Gerichtsstandes vor dem bischöflichen Stadtammann,
außer im Falle der Rechtsverweigerung und vorbehaltlich der Befugnis des geistlichen Gerichtes des
Bischofs von Konstanz. Zur Angleichung des Marktrechts an das Ulmer Stadtrecht gestattete Kaiser
Ludwig der Bayer am 6. September 1333 auf Ansuchen des Bischofs Rudolf von Montfort überdies
die Abhaltung eines Wochenmarkts am Mittwoch mit den Rechten und Freiheiten des Ulmer Markts.

Meersburg wurde freilich trotzdem keineswegs Reichsstadt, so sehr es später danach strebte. Seine
Stadtverfassung blieb vielmehr rein herrschaftlich ausgerichtet. Schon 1303 schärfte Bischof Heinrich
der Meersburger Bürgerschaft ein, daß er, trotz Verleihung des Stadtrechtes, ihr eigentlicher Herr
sei, und auch in der Folgezeit legten die Bischöfe den größten Wert darauf, die Stadt in ihrer
unmittelbaren Herrschaft zu behalten; sie haben deshalb nie einen Edelvogt zu Meersburg geduldet
und zur Ausübung der Hochgerichtsbarkeit einen Vogt aus ihrer eigenen Ministerialität bestellt. Auch
das Oberhaupt der Stadtverwaltung, der Ammann, war stets ein von den Konstanzer Bischöfen
ernannter Beamter.

Trotzdem gelang es der Stadt Meersburg im 14. und 15. Jh., ihre Rechte zu erweitern und eine
größere Unabhängigkeit gegenüber dem Bischof von Konstanz zu erlangen. 1337 hatte der Bischof
den Meersburgern für ihr tapferes Mitstreiten in der Bischofsfehde des Jahres 1334 die Zollfreiheit
auf dem Konstanzer Markt verliehen. 1380 erhielt die Stadt von König Wenzel ein Privileg, das
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unter Übergehung des Konstanzer Bischofs ihre alten Freiheiten nicht nur bestätigte, sondern dahin
erweiterte, daß fürderhin das Meersburger Stadtgericht für alle Arten von Vergehen zuständig sein
solle und die Bürger nicht einmal mehr vor dem königlichen Hofgericht zu erscheinen hätten. Auch
das wichtige Recht, Ächter aufzunehmen, erhielten „des Reiches liebe Getreue“.

Noch auffälliger ist das Privileg König Sigismunds vom Jahr 1413. Hier wird nicht mehr nur der
Bischof umgangen, sondern auch sein Stadtammann, an dessen Stelle erstmals ein Bürgermeister, als
das von der Bürgerschaft zu wählende Stadtoberhaupt, genannt wird. Bürgermeister und Rat erhalten
erneut die Bestätigung der städtischen Rechte nach der Wahl Sigismunds zum Kaiser (1434). Im
Jahr 1398 hatte sich die Stadt Meersburg außerdem mit 8 Reichsstädten um den See zu einem Bund
zur Erhaltung und Verteidigung des Landfriedens zusammengeschlossen, und 1423 trat Meersburg
zur Aufrechterhaltung der Privilegien und gegenseitiger Verteidigung in ein Bündnis mit der Stadt
Konstanz. Geblieben war jedoch die Huldigungspflicht gegenüber jedem neugewählten Bischof und
die Notwendigkeit der Bestätigung der städtischen Privilegien durch diesen, also die Anerkennung
der bischöflichen Oberhoheit über die Stadt.

Aus anfänglich unbedeutenden Irrungen zwischen Bischof und Bürgerschaft entstand im 15. Jh. eine
zuletzt blutig verlaufende Auseinandersetzung um die Oberherrschaft in Meersburg, d. h. um die
Entscheidung: freie Reichsstadt oder bischöfliche Landstadt. Das Unternehmen der Meersburger,
sieh aus der Abhängigkeit vom Konstanzer Bischof zu befreien, scheiterte. Die Stadtrechtskämpfe,
welche die erste Hälfte des 15. Jhs. erfüllten, endeten 1458 mit der Niederlage der Stadt. Die
Bürgerschaft büßte durch wiederholte Neufassung der städtischen Satzungen alle ihre bis dahin
erlangten Privilegien und 1461 den letzten Rest ihrer Freiheiten ein. Das Stadtgericht wurde in seiner
Zuständigkeit wieder auf die Niedergerichtsbarkeit beschränkt; ein Bürgermeister als selbständige
Instanz über dem Rat wurde nicht mehr geduldet, und alle seine bisherigen Befugnisse gingen auf den
Ammann und seinen Stellvertreter über. Diesen Ammann aber ernannte künftig der Bischof, ohne an
die Wünsche der Bürger gebunden zu sein. In den Satzungen von 1461 wurde neben anderem sogar
bestimmt, daß der Rat nicht mehr von den Bürgern gewählt, sondern vom Vogt oder Ammann
vorbehaltlich der Zustimmung des Bischofs berufen werde.

Eine gewisse Erleichterung brachte erst wieder die „Lydentliche Ordnung“, die Bischof Otto von
Sonnenberg 1480 der Stadt gab. Sie wurde zur eigentlichen Verfassung der Stadt Meersburg für die
nächsten Jahrhunderte. Nun darf der Stadtrat wieder gewählt werden; dem Bischof bleibt allerdings
das Bestätigungsrecht. Einer der Torschlüssel wird dem Rat zurückgegeben, die 1452 abgeschafften
„Trinkstuben“-Gesellschaften, ursprünglich bürgerliche Korporationen mit politischem Charakter, die
eigentlichen Repräsentanten der Bürgerschaft, da es in Meersburg weder ein Patriziat noch Zünfte
gab, werden nun wieder – allerdings nur in unpolitischer Form – erlaubt, die Strafgelder halbiert, die
Strafgewalt des Ammanns eingeschränkt.

Das war die verfassungsrechtliche Situation, als der Bischof von Konstanz seine Residenz nach
Meersburg verlegte. Durch das Entgegenkommen einiger Bischöfe wurde dann die Rechtsstellung
der Stadt im 16. Jh. noch etwas verbessert. Nachdem Bischof Christoph Metzler von Andelberg
1555 der Bürgerschaft einen „Stadtverseher“ zugestanden, der die Rechte und Pflichten eines
Bürgermeisters, nicht aber den Titel hatte, erneuerte sein Nachfolger Kardinal Marx Sittich von
Hohenems am 1. Mai 1575 auch das Bürgermeisteramt, das über 100 Jahre geruht hatte. Alle
Ausfertigungen der Stadt erfolgten nun wieder von „Ammann, Bürgermeister und Rat“ zu Meersburg.
Leiter des Rates, erster Beamter und Vorsteher der Stadtgemeinde blieb aber und wurde erst recht
im Zeitalter des Absolutismus der vom Bischof eingesetzte und von der Stadt besoldete
Stadtammann. 1731 wurden die Ämter des Ammanns und des bischöflichen Obervogtes miteinander
vereinigt. Die beiden Bürgermeister aber, die sich jährlich in der Führung der Amtsgeschäfte ablösten



33

und deren Befugnisse eng begrenzt waren, nahmen erst den zweiten Platz unter den städtischen
Ämtern ein. Daneben bestand als weiteres städtisches Exekutivorgan das sog. „Stüblin“, ein
geschäftsführender Ratsausschuß. Träger der städtischen Selbstverwaltung war der aus 12
Mitgliedern bestehende Stadtrat, der zugleich Verwaltungs- und Gerichtsorgan war. Ein zweites
beschließendes Gremium war die ebenfalls 12 Mitglieder zählende sog. „Gemeinde“, die nur
zusammen mit dem Stadtrat beschlußfähig war und zu wichtigen Entscheidungen zugezogen wurde.

Was die Gerichtsbarkeit anbelangt, so erhoben seit 1461 Vogt und Ammann Anklage in schweren
Kriminalfällen, Verfahren und Urteil standen der fürstlichen Regierung zu, das Gnadenrecht dem
Bischof. Bis in die 60er Jahre des 18. Jhs. trat aber vor Vollstreckung des Urteils der Rat unter dem
Vorsitz (nicht des Ammanns, sondern) des jeweiligen ad hoc mit dem Blutbann beliehenen
Amtsbürgermeisters als „Blut- oder Malefizgericht“ in Funktion und führte eine Art Scheinprozeß.
Die Niedergerichtsbarkeit übte im Namen des Bischofs der Ammann aus. Das Urteil wurde von
diesem erfragt, vom Rat der Stadt gefunden.

An Einkünften flossen dem Konstanzer Bischof aus seiner Residenzstadt Meersburg zu: die
allgemeine, auf Städte und Ämter umgelegte „Anlage“, ferner der bischöfliche Bodenzins, der fast
vom gesamten Meersburger Grund und Boden bezahlt wurde, Hühner- und Kornzinse, von
Grundstücken in den Meersburger Gerichten das sog. Vogtrecht, Kontributionen, Strafgelder und
Teile des Großzehnten, der in Meersburg vor allem aus dem Weinzehnten bestand. 1787 konnte die
Stadt den strittigen, längere Zeit auch nicht erhobenen Gewandfall durch eine jährliche Zahlung von
50 fl ablösen. Die meisten fürstbischöflichen Beamten, Angestellten und Diener galten als sog.
Freisassen und wurden von städtischen Steuern und Abgaben wie von allen bürgerlichen
Beschwerden befreit; der Fürstbischof konnte ihnen sogar gegen den Willen der Stadt den Freisitz
einräumen. Steuerfrei waren sie freilich nur, soweit sie keinen Grundbesitz in Meersburg hatten.

Für den wirtschaftlichen Wiederaufstieg der nach den Stadtrechtskämpfen arg darniederliegenden
Stadt sorgte in besonderer Weise Bischof Hugo von Hohenlandenberg, der 1526 seine Residenz
nach Meersburg verlegte. Schon 1498 hatte er von Abt Hartmann von Weingarten ein Haus am See
erworben und es der Stadt zusammen mit 300 fl überlassen, damit sie es zu einem Kornhaus
umbaue. Die Meersburger verwendeten das Gebäude jahrhundertelang als Kaufhaus für den Handel
mit Korn, Wein, Salz und anderem Kaufmannsgut. Vor allem entwickelte sich in dem stattlichen
Hause, das 1678 bei einer Restauration seinen heutigen charakteristischen Dachstuhl erhielt, ein
bedeutender Fruchtmarkt, der freilich stark zurückging, als Kardinal Franz Conrad von Rodt 1771
anläßlich einer Hungersnot auf Bitten der Bürgerschaft das bisherige Vorkaufsrecht der Schweizer
aufhob und diese sich dem bedeutendsten Markt am Nordufer des Bodensees, Überlingen,
zuwandten. Weitere wirtschaftliche Maßnahmen der Fürstbischöfe, wie sie in mehreren bischöflichen
Verordnungen des 16., 17. und 18. Jhs. ihren Niederschlag gefunden haben, dienten vor allem dem
Schutz des bürgerlichen Grundbesitzes vor Überfremdung.

In erster Linie brachte der Übergang zur fürstbischöflichen Residenzstadt für Meersburg wesentliche
bauliche Veränderungen; denn als zugleich weltlicher Fürst brachte der Konstanzer Bischof einen
beträchtlichen Hofstaat und die ganzen Zentralbehörden seines freilich recht bescheidenen
Territorialstaates mit. Meersburg wurde nicht nur kirchlicher Verwaltungsmittelpunkt einer großen
Diözese, sondern auch ein wichtiger Verwaltungssitz des Schwäbischen Reichskreises, dessen
kreisausschreibender Fürst und zeitweiliger Kondirektor neben dem Herzog von Württemberg der
Bischof von Konstanz war. So verwandelte sich die alte Vorburg mehr und mehr in eine geistliche
Stadt. Handwerker und Gewerbetreibende aber, für welche die Befriedigung der gehobenen
Lebensbedürfnisse der höfischen Gesellschaft eine lohnende Aufgabe bedeutete, besiedelten
allmählich die sog. „Usserstadt“, die äußere Oberstadt, außerhalb des Rathauses hinauf bis zum
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Obertor und zur Pfarrkirche, die nun auch ihre eigene Ummauerung erhielt. Gleichzeitig wurde durch
die Bebauung der Steig die Verbindung hergestellt mit der von altersher befestigten Unterstadt. So
wies Meersburg wieder einen beachtlichen Wohlstand auf, als der Dreißigjährige Krieg, ein großer
Stadtbrand und die vor allem 1635/36 und 1646 wütende Pest neue Not und neues Elend brachte.

Von diesem Tiefstand erholte sich die Stadt nur langsam, zumal auch die folgenden 100 Jahre mit
neuen Kriegen angefüllt waren. Auch die Fürstbischöfe mußten sich noch lange Zeit mit ihrer
Residenz im alten Schloß zufrieden geben, bis schließlich Johann Franz Schenk von Stauffenberg
1732 die großartige fürstbischöfliche Bautätigkeit eröffnete, die der Stadt Meersburg die dreifache
Perlenkette der bischöflichen Barockbauten bescherte: das Priesterseminar, dann das nach den
Plänen Johann Balthasar Neumanns aus einem älteren Wirtschaftsgebäude ausgebaute „Neue
Schloß“ und zwischen beiden der Komplex des Reit- und Stallhofes. Zu dem hauptsächlich vom
ausgehenden Mittelalter und von der beginnenden Neuzeit geprägten Stadtbild des bürgerlichen
Meersburg und des alten Schlosses gesellte sich das der neuen fürstbischöflichen Barockstadt, in und
an der neben lokalen Meistern Künstler vom Range eines Joseph Anton Feuchtmayer, Gottfried
Bernhard Götz, Wolfgang Baumgartner, Giulio Giuseppe Appiani, des jüngeren Bagnato und viele
andere am Werk waren, beauftragt von den baufreudigen Bischöfen Johann Franz Schenk von
Stauffenberg, Kardinal Graf Hugo Damian von Schönborn, Kasimir Anton von Sickingen, Kardinal
Franz Konrad von Rodt und seinem Bruder Maximilian Christoph von Rodt. In den barocken
Repräsentationsbauten Meersburgs spielte sich im 18. Jh. ein ebenso glänzendes wie aufwendiges
Hofleben ab, das sich zwar mit der Prachtentfaltung an anderen Höfen nicht messen konnte, jedoch
mit diesen wetteiferte. Aber nicht nur der bischöfliche Hof mit seinen zahlreichen Bediensteten,
sondern auch die in Meersburg untergebrachte staatliche Zentralverwaltung des Konstanzer
Hochstiftes bestimmte das bunte Leben der kleinen, im 18. Jh. etwa 1300 Einwohner zählenden
Residenz.

Das Gebiet des Fürstentums war damals in 14 Oberämter eingeteilt, unter ihnen die Obervogtei
Meersburg, zu der außer Meersburg selbst 4 Dörfer und 5 Höfe zählten. Diesem Verwaltungsbezirk
war ein Obervogt übergeordnet. Als bischöflicher Beamter nahm er die Hoheitsrechte der
Landesherrschaft in allen Justiz-, Feudal- und Polizeisachen wahr und fungierte zugleich als
Mittelsperson zwischen der Staatsregierung und den Untertanen seines Amtsbezirks. Für die Stadt
Meersburg bedeutete gerade das 18. Jh. noch einmal eine Zeit, in der Handel und Verkehr blühten
und die glänzende Hofhaltung den Bürgern Arbeit und Verdienst brachte.

Die Säkularisation hat dann 1803 die lebenskräftige Residenzstadt Meersburg zu einem
unbedeutenden Gemeinwesen absinken lassen, für das nur die Namen einiger hervorragender
Persönlichkeiten – z. B. Dr. Franz Anton Mesmer, Freiherr Joseph von Laßberg und Annette von
Droste-Hülshoff – ein wenig von seinem alten Glanz retteten, und das erst wieder durch die Belebung
des Fremdenverkehrs in unserem Jahrhundert aus seinem Dornröschenschlaf aufgeweckt wurde.

Josef Heider: Die Residenz Neuburg an der Donau

Der Begriff Residenz verbindet sich mit dem Namen der Stadt Neuburg in erster Linie im
Zusammenhang mit dem Fürstentum Neuburg und der Jungen Pfalz. Dieses Fürstentum hat König
Maximilian I. 1505 durch den Kölner Spruch für die noch unmündigen Enkelkinder Ottheinrich und
Philipp des letzten wittelsbachischen Herzogs der Landshuter Linie, Georgs des Reichen († 1503),
geschaffen. Als Residenz dieses Fürstentums bestimmte Friedrich III. von der Pfalz, der Vormund
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der beiden Prinzen, die Stadt Neuburg an der Donau, in deren Mauern während des Landshuter
Erbfolgekrieges die Prinzen Schutz und Hilfe gefunden hatten.

Es hätten ebensogut die Städte Lauingen und Höchstädt an der Donau, Burglengenfeld und Weiden
in der Oberpfalz, die ebenfalls zum pfalz-neuburgischen Territorium gehörten und herzogliche Burgen
besaßen, die äußeren Qualitäten für eine Residenz besessen. Als Nebenresidenz der
wittelsbachischen Herzöge von Bayern-Ingolstadt (Herzog Ludwig im Bart hatte in Neuburg
1425/30 das alte Schloß erbaut) besaß Neuburg aber doch neben der Gunst seiner Lage an der
Donau eine gewisse Vorzugsstellung. Keine Rolle bei der Wahl des Residenzortes spielte 1505 die
alte historische Bedeutung Neuburgs als einstiger Herzogs- und Königshof mit Residenz der
bayerischen Herzöge vom 7. bis Anfang des 11. Jhs. (mit Unterbrechungen). Der letzte in Neuburg
residierende Bayernherzog dieser früheren Zeit war der Ludolfinger Heinrich IV., der spätere Kaiser
Heinrich II.

Die Pfalzgrafen und Herzöge von Neuburg haben in der Zeit von 1520 bis 1808 (Ende des
Fürstentums Neuburg) aus ihrer Residenzstadt einen kulturell und politisch bedeutsamen Mittelpunkt
der ganzen deutschen Geschichte der neueren Zeit gemacht. Die Stadt der Gotik mit ihren vier
hochmittelalterlichen Kirchen, der Stadtburg der Pappenheimer von 1200 und dem Residenzschloß
Herzog Ludwigs im Bart wandelte sich durch ihr Schloß, Kirchen- und Klosterbauten in eine Stadt
der Renaissance und des Barocks um. Die künstlerische Tradition Neuburgs strahlte aus nach
Düsseldorf, Heidelberg und Mannheim, den späteren Residenzen der Neuburger Fürsten. Erwähnt
sei hier nur die Kirche St. Andreas in Düsseldorf, die Grabstätte Pfalzgraf Wolfgang Wilhelms von
Neuburg, deren Vorbild die Hofkirche Neuburgs ist.

Farbdias ergänzten den Vortrag und zeigten, daß Neuburg heute noch das Gepräge einer weltlichen
fürstlichen Residenz aufweist im Unterschied zu den benachbarten geistlichen Residenzen Eichstätt
und Dillingen.
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Gustaf Jacob: Die kurpfälzische Residenz Mannheim

Mannheim entwickelt sich in der Zeit von 1720-1778 sowohl in seiner äußeren Erscheinung als auch
in seiner inneren Struktur zu einer typischen Residenzstadt. Die zentralistischen Kräfte begünstigen
die schnelle Entwicklung Mannheims zu einem Wirtschafts-, Kultur- und Verwaltungszentrum.

Der Grundriß der Stadt ist nach klarem rationalem Plan geschaffen. Ein mächtiges Schloß wird mit
der Stadt in räumliche Beziehung gebracht und in den Blickpunkt der Straßen gestellt. Sieben
Straßen abschließend, krönt es den Bebauungsplan. Gleich dem Grundriß gewinnt der Aufriß der
Residenzstadt an Größe und Bedeutung. Alle wirtschaftlichen, kulturellen und politischen Faktoren
münden in der repräsentativen Stadtansicht, deren Architektur von der Kunst des Barock geprägt
wird (Schloß, Jesuitenkirche, Kaufhaus, Rathaus, Zeughaus, Adelspalais).

In der Gruft der Schloßkirche hat Kurfürst Carl Philipp von der Pfalz seine Grablege gefunden. Der
Bedarf an Wohnraum für den Adel, das Beamtentum und das Militär führt zu reger Bautätigkeit.
1733 gibt es 90 öffentliche Gebäude, 311 Adels- und Beamtenhäuser und 1208 Bürgerhäuser, 1771
931 zwei- und dreistöckige Häuser und 622 einstöckige Häuser. 1777 beträgt die durchschnittliche
Wohndichte etwa 12 Personen je Haus.

In der Zeit von 1720-1778 ist ein großes Bevölkerungswachstum zu verzeichnen (1717 = 7000
Einwohner, 1777 = 25 353 Einwohner). Nach einer Statistik von 1719 weist Mannheim 696 Bürger
und 152 Beisassen, im Jahre 1739 1073 Bürger und 422 Beisassen auf. Erschwerte Bürgerannahme
führt dann zu einer Stagnation, und Hofstaat und Militär überwiegen immer mehr. Bei einer
Gesamteinwohnerschaft von 21 340 im Jahre 1771 entfallen 8864 Personen auf die Bürgerschaft,
530 gehören zum Hofstaat, 6673 zum Militär einschließlich der Angehörigen. Hierzu kommen 1159
Juden und 114 Mennoniten. Mit der Übersiedlung des katholischen Kurfürsten von Heidelberg nach
Mannheim kommen viele katholische Beamte, Künstler und Hofbedienstete nach Mannheim. Die
Geburtenziffer der katholischen Gemeinde steigt in wenigen Jahrzehnten um das Fünffache, die der
Lutheraner und Reformierten erreicht nur knapp die doppelte Zahl. Eine geringe Rolle spielt die
französisch-reformierte Gemeinde, hingegen macht die Zahl der Juden mehr als 5 Prozent der
Gesamteinwohnerschaft aus. Von 825 im Jahre 1775 in der Kurpfalz ansässigen jüdischen Familien
leben etwa 215, d. h. rund 25 Prozent, in Mannheim, während die Einwohner Mannheims nur 9
Prozent der Gesamteinwohner der Kurpfalz ausmachen.

Handwerk, Handel und Dienstleistungsgewerbe erleben eine hohe wirtschaftliche Blüte. Die Zahl der
Zünfte steigt von 25 (1726) auf 38 (1761) an. Bezeichnend ist die große Zahl der Betriebe für
Luxusgüter, u. a. 16 Gold- und Silberschmiede, 3 Pudermacher, 7 Hutmacher, 2 Medaillengraveure,
3 Juweliere, 6 Kammacher. Der Hof ernährt etwa 4500 Menschen. Daneben bildet die Garnison mit
etwa 6600 Personen (Offiziere, Unteroffiziere, Soldaten und ihre Familien) den Hauptanteil der
Bevölkerung. Vergleicht man die Ausgaben der 6 Stäbe des Hofes mit insgesamt 249 000 fl, so
ergibt sich, daß von den Einnahmen an herrschaftlichen Schatzungsgeldern von annähernd 0,6
Millionen fl pro Jahr etwa 40 Prozent in Mannheim ausgegeben werden.

Mannheim als „Haupt- und Residenzstadt“ wird der Verwaltungsmittelpunkt der Kurpfalz.
Staatsverwaltung, Staatsregierung und die höchsten Gerichte haben ihren Sitz in Mannheim. Große
Mittel werden zur Förderung der Künste und der Wissenschaften aufgewendet. Zu den wichtigsten
Gründungen der 1750er bis 1770er Jahre gehören: Die militärische Ingenieurschule, die Akademie
der Zeichnungs- und Bildhauerkunst, die Gemäldegalerie, das Zeichnungs- und Kupferstichkabinett,
die Kurpfälzische Akademie der Wissenschaften, das kurfürstliche Antiquarium, das
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Naturalienkabinett, der Botanische Garten, der Saal der Statuen, die deutsche Gesellschaft, die
Sternwarte und das Nationaltheater.

Der Versorgung der Bevölkerung dienen die Märkte. Es gibt dreimal wöchentlich Speisemärkte,
einen Fischmarkt, einen Brennholzmarkt, einen Stroh-, Heu- und Kohlenmarkt wöchentlich,
außerdem von März bis September monatlich einen Viehmarkt. Auf die Residenzstadt konzentrieren
sich die Hauptverkehrslinien. Der Durchgangsverkehr zwischen den rechts- und linksrheinischen
Gebieten der Kurpfalz wird über den Mannheimer Rheinübergang abgewickelt. Der Referent berührt
abschließend die Organisation des Mannheimer Magistrats, dem nicht nur die Verwaltungsfunktion
der Stadt obliegt, sondern auch das Polizeiwesen, die Strafrechtspflege und die bürgerliche
Gerichtsbarkeit. Nach 1720 greift das absolute Regime des Landesherrn immer intensiver in den
Bereich der Stadt ein und beeinträchtigt ihre Selbstverwaltung auf das empfindlichste. Erst im späten
18. Jahrhundert ist die rechtlich-politische Stellung der Bürgerschaft gestärkt worden. Vor allem sind
die Ideen der individuellen Freiheit, die aus der Französischen Revolution hervorgingen, in Mannheim
auf fruchtbaren Boden gefallen und haben allmählich die Emanzipation des Bürgertums heraufgeführt.

Die Residenzen in Schwetzingen und Oggersheim konnten in der zur Verfügung stehenden Zeit nur
kurz erwähnt werden.

(Zum Schrifttum sei u. a. auf die Dissertation von Helmut Friedmann: „Alt Mannheim, sein Wandel in
der Physiognomie, Struktur und in seinen Funktionen (1606 bis 1965)“ verwiesen. Diss. Mannheim
1966. Die Dissertation ist bei Prof. Dr. Ernst Plewe, Wirtschaftshochschule Mannheim, entstanden
und liegt zur Zeit noch nicht im Druck vor.)

Diskussion

Petry: Mit Recht wurde der Zug von der Höhe in die Ebene hervorgehoben, der bei der Anlage von
Residenzen der Neuzeit immer wieder zu beobachten ist (Rastatt, Schwetzingen, Mannheim,
Karlsruhe usw.). Als Gegenbeispiel ist der Karlsberg bei Homburg (Saarland) erwähnenswert, die
Schöpfung eines Sonderlings, des Herzogs Karl von Zweibrücken, die nicht nur als Sommerresidenz
gedacht war. – Es wurde die erloschene Hofhaltung der Großherzogin Stephanie erwähnt. Hier gibt
es die reizvolle Stufenfolge von der vorbereiteten bzw. potentiellen Residenz über die aktive,
faktische Residenz zur partiell oder radikal erloschenen Residenz, wo das bisherige Fürstenschloß
dann entweder zu Behördenzwecken verwendet wird oder die Industrie (z. B. Pirmasens) den
Ausgleich in der betroffenen Bürgerschaft schafft. – Damian Hugo von Schönborn war zugleich
Bischof von Konstanz und Speyer. Das führt zur Frage der Ämterkumulation geistlicher Fürsten als
einer Sondermöglichkeit, die im Anfang des 18. Jhs. am deutlichsten mit Franz Ludwig von Pfalz-
Neuburg hervortritt. Der Aufenthalt dieser Fürsten wechselte naturgemäß sehr stark zwischen den
einzelnen Territorien, außerdem zwischen der geistlichen Bischofsstadt und der Hauptstadt des
fürstbischöflichen (weltlichen) Territoriums. Das Domkapitel gleicht gerade in diesen Fällen
anscheinend als Faktor der Kontinuität und Konstanz vieles aus, was die Abwesenheit eines solchen
Fürsten vermissen läßt. Auf kulturellem Gebiet allerdings hat die Abwesenheit der Fürsten nicht viel
ausgemacht; die Baumeister, Maler, Musiker usw. bleiben auf die verschiedenen Territorien und ihre
Residenzen verteilt. Das führt zur Definition eines Residenzen-Dualismus bzw. Residenzen-
Pluralismus, der Vervielfachung der Residenzen bei Teilungen und der Frage ihres Schicksals oder
ihrer „Entschädigung“ bei einer Wiedervereinigung des Territoriums.
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Götz: Schönborn war 3 Jahre (1740-1743) Bischof von Konstanz, er hielt sich allerdings nur selten
in Meersburg auf. Die baulichen Beziehungen zu Würzburg und Bruchsal wurden bereits erwähnt; die
vielen auswärtigen Verpflichtungen haben trotzdem die in Meersburg eingeleiteten Baumaßnahmen
nicht beeinträchtigt. Eine ähnliche Ämterkumulation findet sich auch bei dem letzten Konstanzer
Fürstbischof Karl Theodor Frhr. v. Dalberg. Eine „Überbrückungshilfe“ für eine aufgehobene
Residenz kann man nach der Säkularisation auch in Meersburg feststellen. In den Jahren 1803-1807
blieb hier die Regierung für das Obere Fürstentum am See, zwischen 1814 und 1836 tagte im alten
Schloß das Hofgericht des badischen Seekreises. Dann aber brach die Entwicklung der Stadt jäh ab,
und Meersburg wurde zu einem unbedeutenden Gemeindewesen. – Das Domkapitel blieb seit 1551
(Rückkehr nach der Reformation) in Konstanz, kam aber gelegentlich, besonders im 18. Jh., zu
Kapitelssitzungen nach Meersburg.

Rommel: Sind in Mannheim nach dem Wiederaufbau die regelmäßigen Straßen wieder von A bis Q
benannt worden, oder gab es Ausnahmen? Freudenstadt hatte bis gegen 1900 nur wenig
Straßennamen, statt ihrer unterschied man die Häuser nach Vierteln und Zeilen. Erst dann wurden
Straßennamen allgemein eingeführt, in Angleichung an den allgemeinen Gebrauch. Die
Unterscheidung nach Buchstaben und Zahlen bietet sich in einem künstlichen Straßennetz mit
gleichwertigen Straßen von selbst an.

Jacob: Im 17. und 18. Jh. hatten die Straßen in Mannheim Namen nach fürstlichen Personen, nach
benachbarten Städten oder nach Berufen. Erst 1798 kam es mit der „neuen Stadteinteilung“ zu einer
Bezeichnung der Wohnblocks mit Buchstaben, die 1811 zugunsten des heutigen Systems geändert
wurde. 1865 erhielten die Straßen der Altstadt neue Namen, wobei aber nicht auf die des 17./18.
Jhs. zurückgegriffen wurde; sie haben sich bei der Bevölkerung jedoch nicht eingebürgert. – Nach
der Auflösung der Kurpfalz und dem Übergang Mannheims an das Großherzogtum Baden 1803
blieben nur wenige Bestände aus den ehemaligen Kunstsammlungen, die nach München verbracht
worden waren, zurück. Großherzog Karl Friedrich von Baden erwarb zwar käuflich einige
Kunstsammlungen als Ersatz für das wittelsbachische Kulturgut, doch geht der weitere Ausbau im
wesentlichen auf die Initiative der Bürgerschaft und der Stadt zurück. Nur die 1772/74 errichtete
Sternwarte blieb zunächst hier; sie wurde 1880 nach Karlsruhe verlegt. – Großherzogin Stephanie
(1789-1860), Adoptivtochter Napoleons I. und vermählt mit Großherzog Karl von Baden († 1818),
hat als Witwe meist in Mannheim residiert und im Schloß eine stille Hofhaltung geführt.

Haselier: Meersburg scheint mir ein besonders glückliches Beispiel zu sein, um den
Residenzcharakter der Hauptstadt eines geistlichen Fürstentums darzulegen. Das Domkapitel hat
keine große Rolle in der weltlichen Verwaltung des Fürstentums gespielt. Es ist scharf zwischen der
geistlichen Herrschaft in der Diözese und der weltlichen im Hochstift zu unterscheiden. Nach den
Quellen ist „Fürst von Meersburg“ der fast offizielle Titel für den Konstanzer Bischof in seiner
Fürsteneigenschaft. Die Konstanzer Domkapitelsprotokolle (veröffentlicht von Manfred Krebs)
zeigen ganz deutlich, daß sich das Domkapitel überhaupt nicht mit Regierungsangelegenheiten befaßt
hat. – Das läßt sich auch in anderen Bistümern sehen. Als der Fürstbischof von Basel in der
Reformation aus der Stadt weichen mußte, ging er nach Pruntrut, das Dornkapitel erst nach Freiburg,
dann endgültig nach Arlesheim, so daß eine enge Zusammenarbeit unmöglich war. Der Besitz eines
Bistums wird ja auch schon sehr früh in Güter des Bischofs und solche des Domkapitels aufgeteilt.
Die Interessen sind, wofür ein weiteres Beispiel aus dem Bistum Speyer zitiert wird, in dieser
Beziehung oft gegensätzlich. Als im 19. Jh. eine neue kirchliche Organisation in Baden und
Württemberg gefunden werden mußte, haben die Landesherren darauf gedrungen, daß wieder die
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Institution des Domkapitels geschaffen wird, in der falschen Annahme, es entstände wieder ein
Dualismus Bischof-Domkapitel, aus dem der Staat Profit ziehen könnte; infolge der veränderten
Verhältnisse ist die Entwicklung jedoch anders gelaufen.

Koller: Die Tagung hat zum Thema „Residenzstadt“. Was eine Residenz-Stadt ist, können wir
sagen; was eine Residenz, was eine Hauptstadt ist, können wir nicht sagen. Den Terminus
Residenzstadt gibt es seit dem 16./17. Jh., er ist meistens synonym mit der Bezeichnung Hauptstadt
und verrät, daß ein Fürstenstaat oder ein kleineres politisches Gefüge von einem bestimmten Punkt,
von der wichtigsten Stadt aus, beherrscht wird, d. h., daß dort regiert und residiert wird. Residieren
kann nach dem Sprachgebrauch der frühen Neuzeit eine Einzelpersönlichkeit oder u. U. auch eine
Korporation (Domkapitel), doch unterscheidet sich diese Art des Handhabens der Herrschaftsrechte
grundlegend von jener Auffassung, nach der das Volk regiert; denn dieses kann nicht residieren. Die
Residenz setzt also die Anerkennung einer dynastischen Staatsauffassung voraus.

Damit kommen wir zum Wesen der Hoheitsrechte. Im 14. Jh. werden laufend Residenzstädte
gegründet. Es ist zu fragen, ob es dafür überhaupt eine Rechtsgrundlage gab. Man kann wohl nach
mittelalterlicher Auffassung eine Burg bzw. eine Stadt besitzen, das Recht zum Bau einer Burg oder
befestigten Stadt ist aber eindeutig königliches Regal. Sobald jemand also eine Stadt bauen kann, ist
er praktisch Fürst bzw. hat er fürstenähnlichen Rang. Wenn in einer Habsburger-Urkunde steht, daß
der „Herr“ (als Besitzer einer kleineren Einheit) eine Burg oder Stadt bauen darf, so stammt das
Konzept ganz sicher von einem Alemannen; ein Österreicher gebraucht an dieser Stelle das Wort
„Landesfürst“.

In Österreich ist das Burgenbaurecht ein Regal, das der Landesfürst übernimmt. Das prägt sich im
Unterschied zwischen den Städten in Südwestdeutschland und denen in Österreich, die der Größe
des Landesfürsten angepaßt sind, aus; dieser „österreichische Typus“, die relativ große, dem
Landesfürsten unterstehende Stadt, ist deutlich zu fassen und im Südwesten nicht zu finden. Ich
glaube, daß die Ausübung der Hoheitsrechte, des Rechts, eine Stadt zu bauen, ein wesentliches
Kennzeichen dafür ist, daß der Residenzcharakter gegeben ist. Aus dem Recht, eine Stadt zu bauen,
leitet sich das Recht ab, über Krieg und Frieden zu entscheiden; damit ist auch das Problem der
„Souveränität“ praktisch gelöst.

In Niederösterreich gibt es neben den für diese Landschaft typischen Städten solche, die nicht dem
soeben dargelegten Schema entsprechen und daher auch nicht Städte des Landesfürsten sind. Als
Erklärung für diese Städte, die durch ihre bescheidene Anlage auffallen, kann vielleicht folgendes
dienen: Als im 14. Jh. die Regalien in weiten Teilen des Reiches von Würdenträgern übernommen
wurden, die in ihrer Größenordnung weit unter den Landesfürsten im Südosten standen, schufen
diese mächtigen Landesfürsten unter sich „Fürsten“, um ihre eigene Stellung zu heben. Karl IV. schuf
„Fürsten“ in Böhmen, die nicht dem Kaiser, sondern dem König von Böhmen unterstanden (z. B. der
Bischof von Prag). In Österreich führte Rudolf IV., der bekanntlich zunächst kurz in Rheinfelden saß,
das anscheinend als eine Art habsburgische Kronprinzenresidenz gedacht war, die „gefürstete
Freiung“, ein, d. h. das Vorrecht, innerhalb der Herren im Lande, die sonst die Hoheitsrechte nicht
wahrnehmen dürfen, eine ganz bevorzugte Stellung einzunehmen. Das Musterbeispiel der gefürsteten
Freiung ist Schrattenthal. Auf Grund der „gefürsteten Freiung“ baute hier Ulrich von Eytzing ein
kleines Dorf zur Stadt um und errichtete daneben eine Burg: Er baute Schrattenthal zur Residenz aus.
Es ist eine typisch südwestdeutsche Form der Residenz, die hier entstand und den fürstenähnlichen
Rang des Gründers zeigt. Weitere Beispiele sind Raabs, Hardegg usw.; allerdings bestand dort
schon eine alte Burg. Die Erklärung für Schrattenthal ist einfach, da es die Zeit ist, in der Sigismund



40

und Albrecht II. von ihren schwäbischen Ratgebern abhängen, mit ihnen arbeitet Eytzing zusammen,
der auch selbst die südwestdeutschen Verhältnisse gut kannte.

Auch das klassische Residenzschloß hat immer noch burgähnlichen Charakter. Die Konstruktion der
mächtigen, runden Ecktürme um das Wohngebäude wird fortgesetzt, als sie längst nicht mehr nötig
ist, um den Burgcharakter anzuzeigen, aus dem sich die Wehrhoheit ableiten läßt; das läßt sich noch
am Belvedere des Prinzen Eugen sehen, das nicht dem Lustschloßtyp der Zeit folgt, sondern noch
die vier Ecktürme aufweist.

Falck: Die Angaben für Konstanz und Speyer sind nicht allgemeingültig für alle geistlichen
Fürstentümer. In Kurmainz ist das Domkapitel im 16.-18. Jh. durchaus an der Regierung beteiligt;
die wichtigsten Regierungsämter werden sowohl in der Residenz- und Hauptstadt Mainz wie auch in
der Residenzstadt Aschaffenburg von Domherren ausgeübt.

Schlußdiskussion

Die für den Abschluß der Tagung angesetzte Schlußdiskussion konnte naturgemäß keine
generelle Zusammenfassung bringen, da die zahlreichen Anregungen für die einzelnen
Residenzstädte sicherlich noch zu weiteren Untersuchungen führen müssen; vielleicht wird es
dann in einigen Jahren, wie es Seigel formulierte, auch möglich sein, in einer weiteren Tagung
die Ergebnisse zu erzielen, die diesmal noch ausbleiben mußten. Die Schwierigkeit, sogleich zu
allgemeingültigen Schlüssen zu gelangen, wurde gerade auch in der Schlußdiskussion
offenbar, die nochmals auf sehr verschiedenartige Gesichtspunkte hinwies. Unser Protokoll
folgt daher nicht der Reihenfolge in der Diskussion, sondern versucht, die vorgebrachten
Äußerungen in einen sachlichen Zusammenhang zu stellen.

Grube wies einleitend darauf hin, daß es nötig sei, die Aussprache auf jene Zeit zu beschränken, in
der die Reiseherrschaft endgültig in die Residenzherrschaft übergegangen ist, also auf die Zeit vom
14./15. Jh. an. Eine systematische Gruppierung sei wohl noch verfrüht; es könnten jedoch dauernde
oder für bestimmte Zeitalter kennzeichnende Merkmale der Residenzstadt herausgearbeitet werden.
Weiter sei zu fragen, ob „Haupt- und Residenzstadt“ nur ein Hendiadyoin ist oder ob Unterschiede
zwischen „Haupt- und Residenzstadt“ bestehen; zu diskutieren wäre auch die nach Zeit und Ort
verschiedene Bedeutung der Residenz, ihr kulturelles und wirtschaftliches Gewicht. Man sollte auch
unterscheiden zwischen den wirklichen Hauptstädten der größeren Territorien und den
Kleinresidenzen des 18. Jhs., die für den Südwesten so typisch sind.

Schwineköper: Es scheint klar zu sein, daß „Hauptstadt“ zu verschiedenen Zeiten auch
Verschiedenes bedeuten kann. Es gibt Hauptstädte, die wirklich Zentrum eines Territoriums sind,
was sich wohl spät herausbildet. Vorher gibt es Landesherrschaften, wo mehrere „Hauptstädte“
existieren. Der Begriff „wichtige Stadt“ u. dgl. trifft, z. B. in Altwürttemberg, die Verhältnisse an sich
besser. Im Falle der zeitweisen Hauptstadt Urach könnte dabei die alte Tatsache nachwirken, daß
diese Stadt einst selbständiger Grafensitz war. Wenn Frankenthal eine „Hauptstadt“ der Pfalz ist, so
muß das auf wirtschaftliche und vielleicht fortifikatorische Gründe zurückgeführt werden. Freiburg
wird z. B. noch im 19. Jh. „Hauptstadt“ genannt (seit dem 16. Jh.); im 16. Jh. wird übrigens hier
zunächst die Altstadt im Gegensatz zu den Vorstädten in dieser Weise bezeichnet. Das Wort
„Hauptstadt“ kann auch aussagen, daß die betreffende Stadt Sitz der Stände ist. Schließlich spielt
auch das Problem der Integration der modernen Staaten eine Rolle; solange z. B. Preußen zahlreiche
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– der Theorie nach selbständige – Provinzen und Länder umfaßt, besaß es natürlich auch ebenso
viele Haupstädte, während es nach der Schaffung eines Einheitsstaates bestenfalls noch
Provinzhauptstädte gibt. Mit dem Begriff „Hauptstadt“ geht nun der mindestens ebenso
problematische der „Residenzstadt“ zusammen. Da gibt es ferner die immer noch wichtige ehemalige
erloschene Residenzstadt, was eigentlich dem Wesen der Residenz widerspricht (z. B. Mannheim
nach dem Übergang der Pfalz an Bayern, Hannover in der englischen Zeit wie auch unter Preußen),
ferner die Witwenresidenz. Es ist also zu berücksichtigen, daß der Begriff der Residenzstadt in
seinem Inhalt und seiner Bedeutung schwankt.

Sydow: Urach ließe sich vielleicht mit historisierenden Bestrebungen des Humanismus und der
Renaissance in Verbindung bringen. So wird z. B. um 1500 Hohensalzburg ganz bewußt in einer Art
von Burgenromantik zu einer großen Burg ausgebaut. Haben die Grafen von Württemberg also in
Urach vielleicht in einer ähnlichen historischen Rückbesinnung an die dortige alte Tradition
angeknüpft?

Grube: Das Wort von Herding, wonach Grenzen immer Grenzen bleiben und nur ihre Qualität
ändern, ließe sich modifiziert auch auf die Hauptstädte übertragen. So spielen die einstigen
Hauptstädte der Grafen von Urach, der Pfalzgrafen von Tübingen, der Herzöge von Teck usw.
natürlich für das Nachfolgegeschlecht eine Rolle; es sucht sich der Würde der Besitzvorgänger auch
sonst zu bedienen (Wappen, Reichstagsvotum usw.). Ob für die Wahl Urachs noch 1442 das
Ansehen der Vorbesitzer mitbestimmend war, müßte untersucht werden. Eigentümlich langlebig ist
auch die Hauptstadtfunktion der pfalzgräflichen Residenz Tübingen: Bis ins frühe 19. Jh. heißt sie
Haupt- und Residenzstadt, tritt dann etwas in den Hintergrund, wird aber nach 1945
Landeshauptstadt für Südwürttemberg-Hohenzollern und ist heute als Sitz eines
Regierungspräsidiums eine wichtige Provinzialhauptstadt. – In Württemberg heißt die Residenz im
15. Jh. „fürstlicher Sitz“, „Fürstenstuhl“; „Residenz“ kommt nicht vor, „Hauptstadt“ findet sich erst im
späten 15. Jh. – Ich glaube nicht, daß „Residenzstadt“ und „Hauptstadt“ immer synonym gebraucht
wird. Die künftige Einzelforschung sollte in jedem Fall feststellen, ob das gleiche gemeint ist. Oft, vor
allem im Barock, handelt es sich gewiß nur um eine sprachliche Häufung, aber (mindestens in
Altwürttemberg) nicht immer. – Wenn Freiburg im 19. Jh. „Hauptstadt“ genannt wird, so geht das
zurück auf die Einteilung des jungen Großherzogtums in Pfalzgrafschaft, Markgrafschaft und
Landgrafschaft mit den Provinzialhauptstädten Mannheim, Karlsruhe und Freiburg.

Haselier: Es gibt m. E. Residenzen, es gibt Residenzorte, und es gibt Residenzstädte.
Donaueschingen war z. B., als es Residenz war, keine Residenzstadt, sondern ein Residenzort,
Meersburg ist dagegen wirklich eine Residenzstadt. Man sollte sich auf eine scharf ausgeprägte
Terminologie einigen. Es muß auch unterschieden werden zwischen den Staaten, in denen der Begriff
Residenz, wie in Württemberg, rechtlich klar festgelegt ist, und den Territorien, wo dies, wie z. B. in
Baden, nicht der Fall war; so gibt es z. B. keinen Verwaltungsakt, der Karlsruhe zur Residenz
erklärt. Das wird sich in der Methode auswirken müssen. – Meersburg ist besonders gut zu erfassen,
weil die Quellenlage günstig ist. Die neue Entwicklung nach 1525, durch die Verlegung der Residenz
hierher, ist genau zu verfolgen, und ein Vergleich mit den übrigen gleichgroßen Städten des
Fürstbistums würde deutlich machen, wie die Stadt durch die landesherrliche Residenz verändert
wurde. Wenn wir herausziehen, was Meersburg zum Sonderfall unter den übrigen Städten des
Territoriums macht, dann ist die Frage nach der Residenz in etwa beantwortet.
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Schwineköper: Wir bewegen uns m. E. etwas im Kreise, weil wir bekanntlich auch keine genaue
Definition des Begriffs Stadt haben. Nach Stoob und Haase kommt man dem Wesen der Stadt
näher, wenn man ihre verschiedenen Eigenschaften zu erfassen versucht und aus dem sog.
Kriterienbündel das Wesentliche herausarbeitet (z. B. Befestigung, Markt, Autonomie,
wirtschaftliche Lage usw.). Im Vergleich zur mittelalterlichen Stadt werden allerdings bei einer großen
Zahl der Residenzstädte die dort gewohnten Kriterien abgebaut (vgl. z. B. Karlsruhe); es bleibt oft
kaum etwas von dem gewohnten Bild der Stadt übrig. (Sydow: Die zentralörtliche Funktion!). Das
ist eine geographische Fragestellung, die uns hier vielleicht wenig weiterhelfen wird. (Sydow: Es
sollte  m. E. überprüft werden, was eine „zentralörtliche Funktion“, historisch gesehen, wirklich ist.)

Seigel: Warum erhält Ludwigsburg in so später Zeit das Grundwort „-burg“ zu seinem Stadtnamen?
Was über den Zusammenhang mit der Burg gesagt wurde, darf nicht außer acht gelassen werden.
Man vergleiche z. B. auch die barocke Spielerei der „Emichsburg“ im Park von Ludwigsburg; hier
könnten doch tiefere Gedanken zugrunde liegen. – In Hechingen bezeichnet sich die Stadt als
Residenzstadt, die Fürsten stellen aber ihre Urkunden in ihrer „Residenz Friedrichsburg“ aus; das ist
ihr Schloß, es heißt „Burg“ im 18. Jh., Warum taucht bei neugegründeten Residenzstädten die „Burg“
im Stadtnamen wieder auf?

Leiser: Wie die Hohenzollern, so datieren auch die Markgrafen von Baden in der „fürstlichen
Residenz Karlsruhe“ (nicht „zu Durlach“). Durch eine planmäßige Untersuchung der Datumzeile
erzielt man vielleicht ganz gute Ergebnisse.

Grube: Die Benennung mit dem Suffix -burg ist im frühen 18. Jh. nicht ungewöhnlich (z. B.
Karlsburg in Durlach, Friedrichsburg in Hechingen usw.). Das Schloß Ludwigsburg wirkte in seinen
Anfängen noch viel burgartiger als heute, weil die Planie nicht aufgeschüttet war, sondern der tiefe
Einschnitt des Tälesbachs noch bestand. – Mit der Emichsburg verhält es sich anders. Sie ist jünger
auch als das Hohenheimer „Dörfle“ mit seiner gotischen Kirche (die jetzt in Monrepos ist) und gehört
bereits zu der merkwürdigen Frühromantik des späten 18. Jhs. Das ist damals die Form, in der sich
die Dynastie ihrer Herkunft erinnert.

Sydow: Das Schloß Laxenburg bei Wien wird in einem Ort errichtet, der bis dahin Laxendorf hieß.

Schwineköper: Der Begriff „Burg“ sollte keine Schwierigkeiten machen. Er wird später einfach
auch auf das Schloß übertragen, z. B. Oranienburg, Charlottenburg, Moritzburg, Augustusburg usw.;
das sind reine Schlösser, die keinerlei Burgcharakter mehr haben, aber die alte Bezeichnung weiter
tragen. Ich möchte die Konsequenzen, die daraus auch bezüglich der Regalien, die im Südwesten
nicht zum Tragen kommen, gezogen wurden, als zu weitgehend ansehen. Auch ein Stadtprivileg ist m.
E. nicht entscheidend, sondern die wirtschaftliche Stellung; wirtschaftlich aber handelt es sich oft um
reine Bauerndörfer, die daher auch nie zu Residenz-Städten wurden. Allein aus den Privilegien
Schlüsse zu ziehen, geht m. E. zu weit.

Grube: Wenn gesagt wurde, daß die Residenzstadt des 15. Jhs. von der des 18. Jhs. völlig
verschieden sei, dann müßten wir versuchen, jeweils ihre Merkmale für die frühere und die spätere
Zeit gesondert zusammenzustellen; daraus müßten sich eigentlich die für alle Zeiten grundlegenden
Merkmale ergeben. Als eines der dauernden Merkmale erscheint mir die zentrale Funktion, obgleich
auch sie sich nach der Zeit verschieden ausprägt. Wenn ein Territorium z. B. im 15./16. Jh. noch drei
Hauptstädte hat, so ist es eben noch nicht voll „integriert“; es ist wohl kein Zufall, daß Württemberg
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erst im 19. Jh. eine einzige Haupt- und Residenzstadt hat. Das wird noch klarer in solchen
Territorien, die aus mehreren gleichwertigen Teilen zusammengewachsen sind, weil dort die alten
Hauptstädte ein stärkeres Gewicht behalten haben als in Altwürttemberg die alten Amtsstädte mit
Hauptstadt-Bezeichnung, die eine alte Pfalzgrafentradition oder dgl. haben.

Leiser: Es ist vorweg zu erklären, was man im 18. Jh. als Stadt bezeichnet hat, um überhaupt von
einer Residenzstadt sprechen zu können. In Karlsruhe war man darin konservativ; die Stadt erhielt
einen Markt, einen Bretterzaun (anstatt einer Mauer), der in einem Streit zwischen Stadt und
Regierung als zum Wesen einer Stadt gehörig angesehen wird, und ein bescheidenes Maß von
Selbstverwaltung. Das Stadtbürgerrecht setzt nach Karlsruher Quellen die Ausübung von Handwerk,
Handel oder Gewerbe voraus; Hofdienst oder Landwirtschaft genügt nicht. Mit diesen Merkmalen
darf man im 18. Jh. rechnen, und damit ergibt sich eine Abgrenzung zu Residenzorten
(Residenzdörfern).

Schumm: Die Ummauerung bedeutet nicht nur eine Befestigung, sondern bezeichnet die
ausgesprochene Rechtsgrenze des Stadtbezirks, den Geltungsbereich des Rechts der Bürger (des
Stadtrechts), nicht des Herrschers. In den kleinen Städten gibt es, wie in den Dörfern, die
Umhegung; innerhalb der Hege ist das Gewohnheitsrecht (Ortsrecht) gültig, außerhalb das
Landesrecht.

Grube: Nachdem hervorgehoben wurde, daß auch das 18. Jh. von einer Stadt bestimmte
herkömmliche Merkmale erwartet, ist zu fragen, wie sich das auf die damals entstehenden
Residenzen auswirkte. Ludwigsburg war ursprünglich nicht ummauert und erhielt seine Stadtmauern
erst im Siebenjährigen Kriege vor allem deshalb, weil man Desertionen der starken Garnison
verhindern wollte; natürlich spielt aber der überkommene Gedanke mit, daß zu einer Stadt eben
Mauern und Tore gehören. Ludwigsburg erhält auch einen Markt, ein Stadtgericht, einen
Amtsbezirk, einen Sitz im Landtag; es wird, unabhängig von seiner Residenzfunktion, ganz nach dem
Modell der damaligen württembergischen Amtsstadt organisiert.

Eine weitere Gruppe der Voten dieser naturgemäß noch etwas unsicher tastenden Diskussion
befaßte sich mit Fragen der Entstehung, der geschichtlichen Strukturformen und gewisser
Sonderformen der Residenzstadt.

Grube: Um auf die Anfänge zurückzukommen, so ist festzustellen, daß die Stammburg zunächst
auch der eigentliche Sitz der großen Geschlechter ist (z. B. Teck, Urach, Neuffen).

Petry: Im Hochmittelalter werden die Stammburgen öfter zu Klöstern umgewandelt; dann kommt
der Umschwung, daß man im namengebenden Ort auch residiert.

Rau: Schon im 13. Jh. beginnen die Landesherren selbst damit, den Ausgangspunkt ihrer Herrschaft
zu verpfänden oder zu verkaufen (z. B. Tübingen, Urach); sie zogen sich auf einen anderen Teil ihres
Territoriums zurück und sahen also das Stammland weder als Voraussetzung für die Ausübung ihrer
Landesherrschaft noch für den Sitz ihrer Residenz an. Offenbar sind ihnen die damit verbundenen
Vorstellungen noch völlig fremd.
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Sydow: In Tübingen beginnt diese Entwicklung schon um 1300 mit der Verpfändung der Stadt (nicht
der Burg) an das Hauskloster Bebenbausen und endet 1342 mit dem Verkauf an Württemberg; zu
dieser Zeit wird man daher wohl noch kaum von einer „Residenzstadt“ Tübingen sprechen können.

Haselier: Aus der Arbeit von Irene Gründer wird deutlich, wie die Herzöge von Teck aus der Teck
und dem umliegenden Stammgut verdrängt werden und eine 150 Jahre dauernde Nachgeschichte in
Mindelheim haben, also in einem ganz anderen Gebiet. Das ist vorresidentiell und hängt mit dem
Aufbau der Territorien zusammen, der in den Fällen Teck, Tübingen usw. mißlungen ist.

Sydow: Damit geben wir zu, daß um 1300 von Residenzstädten noch nicht gesprochen werden
kann.

Petry: Heidelberg wird im 13. Jh. Residenz auf Wormser Boden, eine Art Anspruchsresidenz, deren
Gewicht dazu dient, den Entfremdungsvorgang von Worms noch voranzutreiben. Kaiserslautern, das
Reichsgut ist, wird über Balduin von Trier an Kurpfalz verpfändet und zur pfälzischen Nebenresidenz
gemacht (das Präfix „Kaisers-“ wird dabei fallengelassen). Für die Frühzeit sollte die
Entstehungsgeschichte der Residenz auch in Verbindung mit territorialen Aspirationen untersucht
werden.

Raisch: Warum wurden die Residenzdörfer nicht zu Städten? Das Residieren, das hier vorhanden
war, genügt also nicht zur Entstehung einer Residenzstadt; so ist z. B. die Sozialstruktur in einem
Residenzdorf verschieden von der in einer Residenzstadt.

Schumrn: Ein absolutistischer Fürst braucht, im Gegensatz zur Rechtslage im MA, keine
Genehmigung, eine Residenz zu gründen. Wenn er erbt oder teilt, so kann er an einem beliebigen Ort
seinen Wohnsitz nehmen und seine Verwaltung herbeiziehen, und damit entsteht seine Residenz; er
benötigt im 18. Jh. für die Residenz auch keine Mauer mehr. Trotzdem ist diese neue Form der
Residenz gleichberechtigt mit dem älteren Typ der Residenzstädte; in Hohenlohe ist die Struktur der
Residenzdörfer und Residenzstädte ohnehin kaum verschieden, und die Frage der Stadtrechte ist seit
der Festigung der Landesherrschaft, also seit dem 17. Jh., unerheblich. – In Franken beginnt auch
der ritterschaftliche Adel plötzlich, Siedlungen vor seiner Burg anzulegen, und verlangt, daß sie
Städte werden, was teilweise gelingt, teilweise auch undurchführbar bleibt. Das beginnt gegen Ende
des 15. Jhs., nachdem die Landesherrschaft der Fürsten bereits gefestigt ist und nun der Reichsadel
seine Rechtsstellung festlegt. Es zeigt, daß nach der Meinung des 16. Jhs. zur Landesherrschaft,
wenn sie auch noch so klein ist, die Stadt gehört.

Heider: Die Begründung einer Residenz war lange Zeit kein rechtlicher, sondern ein tatsächlicher
Vorgang. Es gibt z. B. für Neuburg keinen diesbezüglichen Rechtsakt; im Land wären auch andere
Städte mit vorhandenen Burgen- oder Schloßanlagen (Lauingen, Höchstädt, Burglengenfeld)
geeignet gewesen. Die Gründung einer Residenz ist also ein tatsächlicher Vorgang, der dann
allerdings eine Fülle von rechtlichen Konsequenzen hat.

Leiser: Läßt sich das Problem des Grafschaftsvororts im Hochmittelalter mit der Frage der späteren
Residenz verbinden?

Sydow: Viel seßhafter als die Hauptstadt und Residenzstadt ist die Gerichtsstätte. Der Mittelpunkt
einer Grafschaft ist der Gerichtsort, der auch bei einem Ortswechsel des Grafen durch Jahrhunderte
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bleibt. Ein berühmter Fall ist der Latron in Regensburg, eine Gerichtsstätte an der Stelle der
römischen principia, deren Funktion durch das gesamte Mittelalter nachzuweisen ist. Das aber hat m.
E. mit der Residenz nichts zu tun, sondern bezieht sich auf das Festhalten an der Gerichtsstätte, die
ohne Gefährdung der Rechtssicherheit nicht verlassen werden kann.

Schumm: In Franken spielt der Gerichtsplatz keine Rolle, er kann einfach aufgehoben oder verlegt
werden. (Rau: ohne kaiserliches Privileg?) Allerdings gibt es jeweils dafür ein Privileg.

Leiser: Die Herrschaft der Bischöfe von Würzburg ist in nicht ganz durchschaubarer Weise mit dem
Besitz der Festung auf dem Marienberg verbunden. Auch nach dem Bau der neuen Residenz spielt
der Marienberg eine Rolle im Zeremoniell der Inthronisation. Das läßt darauf schließen, daß diese
Burg in ganz besonderer Beziehung, zum Besitz der Herrschaft steht; diese Burg ist „Residenz“ im
Rechtssinne

Sydow: Solche Punkte, die für die Herrschaftseinsetzung herausgehoben werden, gibt es, ohne daß
es sich um Residenzen handeln muß, auch anderswo. Das Zollfeld, das bestimmt keine Residenz ist,
ist entscheidend für die Einsetzung des Herzogs von Kärnten. Hier spielt m. E. die bereits erwähnte
Konstanz der Gerichtsstätte und des Vororts eines frühmittelalterlichen Herrschafts- oder
Gerichtsbezirks mit. (Schwineköper: Das gibt es aber nur in Kärnten!) Es wäre noch zu
untersuchen, ob es nicht mehr derartige Beispiele gibt.

Petry: Seit wann ist es für die Reputation einer Dynastie nötig, eine Residenz zu haben? Sicher läßt
sich das für die Mitte des 15. Jhs. sagen (Kurfürst Friedrich der Siegreiche von der Pfalz, der den
Gegensatz zu dem landflüchtigen Kaiser Friedrich III. ausdrücklich betont). – In den größeren
Staaten kommt man mit einem Residenzendualismus nicht aus, sondern muß von einem
Residenzenpluralismus sprechen. Für Mainz ist Eltville Ausweich- bzw. Kampfresidenz,
Aschaffenburg die Alternativ- bzw. Wechselresidenz als bleibende zweite Residenz; bei Trier ist
Pfalzel schon in den Streitigkeiten des 12. Jhs. wie im Bauernkrieg Ausweichresidenz, dazu gibt es
die Alternativresidenz Koblenz (mit mehreren Schlössern: Stadtschloß, Ehrenbreitstein, Philippsthal),
außerdem Philippsburg am Oberrhein (mit dem charakteristischen Grundwort „Burg“)! In Koblenz
ist außerdem die Doppelresidenz der französischen Emigranten 1789/1792 zu erwähnen, die auch
topographisch zu fassen ist. Als Typen sind ferner zu nennen die Kronprinzenresidenz (Amberg für
Kurpfalz), die Witwenresidenz, die Abfindungsresidenz (Lahnstein im Falle der Mainzer Stiftsfehde
1462 ff.). – Wie viel haben die Stiftsfehden des späten Mittelalters zur Abwertung einer bestehenden
Residenz und zur Rangerhöhung anderer Städte beigetragen? In den rheinischen Bischofsstädten liegt
die bischöfliche Immunität im Reichsstadtbereich; der Bischof verzichtet nicht völlig auf diesen Besitz,
doch wird die eigentliche Residenz ins Territorium verlegt (Worms: Ladenburg; Speyer: Udenheim-
Philippsburg bzw. Bruchsal). Der Sprachgebrauch der jeweiligen Zeit muß genau untersucht werden,
wie weit diese Maßnahmen bewußt durchgeführt und wie sie formuliert wurden; dazu sollte geprüft
werden (Beispiel Urach), was an geschichtlichem Bewußtsein mitsprach, wenn man frühere Phasen
der Entwicklung in eine Formulierung aufnahm, die einem späteren Zustand gerecht werden konnte.

Sydow: Herr Feger hatte ein Referat über verdrängte Residenzen halten wollen, worunter er die
Städte verstand, in denen der eigentliche Stadtherr an den Rand gedrückt wurde (z. B. Isny,
Kempten). Zu erwähnen ist auch der Fall des Bischofs von Regensburg, der, da er kein
ausreichendes Territorium besitzt, praktisch in der de facto evangelischen Reichsstadt bleibt, wie
auch die Reichsstifte St. Emmeram, Obermünster und Niedermünster. – Zu untersuchen ist auch, wie
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die Residenzstadt bei den kleinen Herren, etwa in der Reichsritterschaft, nachgeahmt wird; so bauen
z. B. in Hirrlingen die Freiherren v. Ow eine kleine Residenz mit Schloß, Grablege,
Dominikanerinnenkloster, Spital und Markt.

Seigel: Bei den Klein- und Kleinstresidenzen wäre neben Hirrlingen noch z. B. das ähnliche Glatt zu
erwähnen. Als nächste Stufe darüber kämen Orte, die „gerade noch“ Stadt sind (Beispiele:
Mühlheim an der Donau, Gammertingen, Hettingen; alle „Residenzen“ des ritterschaftlichen Adels).

Grube: Die Waldresidenzen der Spätzeit (Solitude, Monrepos usw.) sind die letzte Form
absolutistischer Reputation; diese fordert jetzt einen solchen Sitz in der Nähe der eigentlichen
Residenz.

Die Diskussion und damit die gesamte Tagung wurde mit Sch1ußworten von Grube und Sydow
beendet.


